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	 Editorial

Ende des vergangenen Jahres feierte mit der EBZ Business 
School die Hochschule der Wohnungswirtschaft ihr 10-jäh-
riges Bestehen. Auch die ZIWP gratuliert an dieser Stelle 
sehr herzlich zu diesem Jubiläum, ist sie doch nun auch 
schon seit fünf Jahren ein Teil der Hochschule. Ohne deren 
erfolgreiche Entwicklung wäre auch die Veröffentlichung 
einer wissenschaftlichen Zeitschrift wie der ZIWP kaum 
möglich.

Diese Entwicklung belegt das Wachstum der Studierendenzahl. Starteten zum 
Wintersemester 2008/2009 171 Studierende, ist deren Zahl auf 1.200 Studieren-
de angestiegen. Parallel dazu wurde auch das Angebot an Studiengängen und 
Vertiefungsrichtungen stetig – orientiert an den Bedürfnissen der Branche – 
ausgebaut. Neben den Bachelorprogrammen haben sich so auch die Masterstu-
diengänge etabliert. Dem wachsenden Bedarf an zeit- und ortsunabhängigen 
Lehrangeboten trägt die Hochschule durch ihre Distance Learning Studiengän-
ge Rechnung. In Kooperation mit dem EBZ Berufskolleg wird das Angebot zu-
dem durch ein ausbildungsbegleitendes Studium erweitert werden.

Die stetige Weiterentwicklung der Business School wurde und wird auch in Zu-
kunft durch die hier arbeitenden Menschen getragen. Trotz des dynamischen 
Wachstums verstehen die Beschäftigten der Business School sich als Hoch-
schulteam, von der Professorenschaft bis hin zu den studentischen Hilfskräften, 
egal ob akademischer Bereich oder Verwaltung.

Neben den überzeugenden Leistungen in der Lehre stellten sich auf dieser Basis 
auch in der Forschung Erfolge ein. Exemplarisch seien hier das Projekt „Urban 
Quarters – Quartiere im sozialen, ökonomischen und ökologischen Wandel“ 
oder die Energieforschung, die sich bspw. mit Energiekonzepten und -systemen 
sowie der Energieeffizienz von Wohngebäuden und Quartieren beschäftigt, ge-
nannt. Daneben ist die Business School Teil des Forschungskollegs in NRW. Die-
ses finanziert wissenschaftliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter auf dem Weg 
zu einer strukturierten Promotion.

Die weitere Entwicklung der EBZ Business School soll dem eingeschlagenen 
Weg treu bleiben. Es gilt das branchenspezifische Profil zu schärfen. Hierzu leis-
ten innovative inter- und transdisziplinäre Lehr- und Forschungsaktivitäten  
einen wichtigen Beitrag. Daneben gilt es, die Internationalisierung der Hoch-
schule voranzutreiben. Wichtige Schritte hierzu sind durch die RICS Akkreditie-
rung, die Mitgliedschaft in der FIABCI (zusammen mit etwa siebzig weiteren 
immobilienwirtschaftlichen Bildungseinrichtungen) und die Arbeit des Interna-
tional Office bereits unternommen worden.

Die Zeitschrift für Immobilienwissenschaft und -praxis steht auch in Zukunft 
gerne als Plattform für Veröffentlichungen aus der EBZ Business School zur Ver-
fügung und freut sich auf eine auch weiterhin gute Zusammenarbeit!

Herzliche Grüße aus Bochum, 
Ihr Ulrich Berhorst (Redaktion ZIWP)

   	    Zeitschrift für Immobilienwissenschaft und Immobilienpraxis 1 / 2019
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1	 Einführung

Das Quartier als städtische Planungsebene erfährt 
seit Ende der 1990er Jahre in Politik, Planung und 
Wissenschaft deutschlandweit eine vertiefte Ausein-
andersetzung. So wurden um die Jahrtausendwende 
die drei großen Bund-Länder-Programme Soziale 
Stadt (1999), Stadtumbau Ost (2002) und Stadtumbau 
West (2004) – letztgenannte mittlerweile zum Stadt- 
umbauprogramm zusammengefasst – initiiert. Alle 
drei Städtebauförderprogramme thematisieren, trotz 
unterschiedlicher Schwerpunktsetzungen, lokale 
Handlungserfordernisse, um somit Entwicklungen in 
den einzelnen Programmquartieren zu steuern (vgl. 
BMU 2018a, 2018b). Zudem beleuchteten zahlreiche 
deutschsprachige Forschungsbeiträge und Publikati-
onen das Quartier sowohl aus theoretischer als auch 
aus praktischer Perspektive und trugen somit maß-
geblich zur Verankerung des Quartiers in der deut-
schen sozialwissenschaftlichen und geographischen 
Forschungslandschaft bei (siehe hierzu insbesondere 
die Arbeiten von Schnur (u. a. 2005, 2010, 2012, 2013) 
sowie zahlreiche Sammelbände (u. a. Deinet/Gilles/
Knopp 2006; Drilling/Schnur 2009, 2012a; Schnur 
2014; Fabian et al. 2017). Neben der theoretischen 
Rahmung werden des Weiteren auch verschiedene 
Akteure und Einflussfaktoren diskutiert, welche die 
Entwicklung der Quartiere prägen und beeinflussen 
(vgl. u. a. Schnur/Markus 2010), wobei vermehrt die 
Gruppe der Wohnungseigentümer in den Fokus wis-
senschaftlicher Arbeiten rückt (vgl. u. a. Fryczewski 
2014; Grzesiok/Ast/Sweers  2014; Grzesiok/Hill 2014; 
Kitzmann 2017a; Grzesiok 2018). Diese Schwerpunkt-
setzung quartiersorientierter Forschung erscheint 
folgerichtig, da der seit den 1980er Jahren stattfin-
dende Rückzug der öffentlichen Hand aus vielen Be-
reichen der gesellschaftlichen Fürsorge (vgl. Bofinger 
2008, S. 351 ff.) auch zu einer „Neoliberalisierung von 
Stadtentwicklung“ (Heeg/Rosol 2007, S. 492) führte 
(vgl. auch Altrock 2014, S. 159; Heeg 2016, S. 12 ff.). Es 
entwickelte sich zunehmend das Leitbild des „akti-
vierenden Sozialstaates“ (Drilling/Schnur 2012b,  
S. 16), welcher Leistungen und Engagement reduziert 
und die Eigenverantwortung sowie die Ressourcen 

Das Quartier besitzt nach wie vor als Handlungs- und 
Interventionsebene für städtische Planung und Ent-
wicklung hohe Bedeutung. Durch den zunehmenden 
Rückzug der öffentlichen Hand, auch aus Fragen der 
Stadtplanung, werden jedoch nichtstaatliche Akteure 
für die zukünftige Entwicklungsplanung und -steue-
rung immer relevanter. Hierbei wird der Gruppe der 
Wohnungseigentümer – insbesondere den kommuna-
len Wohnungsunternehmen – eine enorme Bedeutung 
im Quartier beigemessen. Der vorliegende Beitrag 
analysiert – auch vor dem Hintergrund bisher oft feh-
lender wissenschaftlicher Analysen einzelner Eigentü-
mergruppen – die Rolle der kommunalen Wohnungs-
unternehmen in Berliner Quartieren. Die Ergebnisse 
zeigen, dass bisher gängige Thesen von kommunalen 
Wohnungsunternehmen als wichtigen Partnern der 
Städte und Gemeinden zu hinterfragen sind.

Dr. Robert Kitzmann
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anderer Akteure aktiviert, welche die zukünftige lo-
kale Entwicklungsplanung übernehmen (sollen/
müssen). Hierbei sind es vor allem Wohnungseigen-
tümer, welchen für die zukünftige Quartiersentwick-
lung aufgrund der lokalen Verankerung ihrer Bestän-
de eine besondere Bedeutung zugesprochen wird 
(vgl. Schnur/Markus 2010, S. 184 ff.; Grzesiok/Hill 
2014, S. 8). Auch die erwähnten Städtebauförderpro-
gramme sehen Wohnungsunternehmen als wichtige 
Akteure und Kooperationspartner an (vgl. u. a. DIFU 
2002, S. 5f.; BMVBS/BBR 2006, S. 50ff.; BMVBS 2012, 
S. 12f.). Die aktuelle wissenschaftliche Diskussion um 
Wohnungseigentümer im Quartierskontext steht bis-
her jedoch noch am Anfang und weist somit enorme 
Potentiale für weitere Forschungsarbeiten auf. So 
wird die Rolle von Wohnungseigentümern in den 
Quartieren noch zu oft mit Bezug auf den Bestand be-
wertet und eine systematische Debatte über die Rolle 
der Wohnungseigentümer als Bestandsbewirtschaf-
ter und Vermieter von Wohnraum hinaus steht bisher 
noch aus (vgl. Grzesiok/Ast/Sweers  2014, S. 331). Fer-
ner fehlt es der Quartiersforschung, welche sich mit 
Wohnungseigentümern auseinandersetzt, an einer 
nötigen Differenzierung der einzelnen Eigentümer. 
So finden sich zum Teil noch immer zu einfache Un-
terscheidungen in private Kleineigentümer und pro-
fessionelle/institutionelle Wohnungsunternehmen 
(vgl. Wiezorek 2009, S. 24). Eine solch schlichte Ein-
teilung der Wohnungseigentümer kann im Sinne ei-
ner fundierten wissenschaftlichen Auseinanderset-
zung nicht genügen. Noch zu wenige wissenschaftliche 
Arbeiten befassen sich differenziert mit ausgewähl-
ten Eigentümern wie internationalen Finanzinvesto-
ren (vgl. u. a. Kaufmann 2014), Genossenschaften 
(vgl. u. a. Habermann-Nieße/Klehn 2007) oder kom-
munalen Wohnungsunternehmen (KWU) (vgl. u. a. 
Haller 2016).

Aufgrund dieser bisher recht überschaubaren, sowie 
wenig systematisierten und differenzierten For-
schung über Wohnungseigentümer im Quartierskon-
text geht der vorliegende Beitrag der Frage nach, in-
wiefern sich kommunale Wohnungseigentümer über 
ihre Rolle als Bestandsbewirtschafter hinaus im 
Quartier engagieren, um somit bewerten zu können, 
inwiefern sie einen aktiven Beitrag zur Entwicklung 
lokaler Strukturen leisten (können).

2	� (Kommunale) Wohnungs- 
eigentümer und Quartiers- 
entwicklung

Wenngleich die wissenschaftliche Auseinanderset-
zung mit Wohnungseigentümern, insbesondere ab 
der zweiten Hälfte der 1990er Jahre, aufgrund der zu-
nehmenden Privatisierung öffentlicher Wohnungs-

unternehmen zu einer Vielzahl wissenschaftlicher 
Arbeiten führte, wurde das Quartier als Handlungs- 
ebene größtenteils außenvorgelassen. Vielmehr stan-
den die Folgen dieses Transformationsprozesses für 
Wohnungsbestand und Mieterschaft vor dem Hinter-
grund der Bestandsbewirtschaftungsstrategien der 
neu auf dem Wohnungsmarkt auftretenden Finanz- 
investoren, welche sich deutlich von denen der kom-
munalen Unternehmen unterschieden, im Fokus der 
Diskussion (vgl. u. a. Borst 1996, 1997; Sautter 2005; 
Holm 2005, 2010a, 2010b; Hesse/Prechwinkel 2009). 
Aspekte der Quartiersentwicklung wurden erst ab 
Mitte der 2000er in der Auseinandersetzung mit dem 
sich entwickelnden „Discountwohnen“ (Holm 2010c, 
S. 53) bzw. dem „Geschäftsmodell Hartz IV“ (Landtag 
NRW 2013, S. 268) privater Investoren thematisiert. 
Hierbei wurde insbesondere die räumliche Konzen- 
tration einkommensschwacher Haushalte kritisch 
bewertet, welche zu einer zunehmenden Stigmatisie-
rung der Quartiere sowie zur Bildung von Pro- 
blemstandorten (vgl. Müller/Spars 2012, S. 331) bzw. 
einer „Ghettoisierung“ (Portz/Lüdtke/Krüger 2007,  
S. 12) führen könnte. In Abgrenzung zu den Finanz- 
investoren, welchen keinerlei Interesse an stadtent-
wicklungspolitischer Verantwortung (vgl. Holm 
2008, S. 107) sowie die Unterlassung quartiersbezo-
gener Maßnahmen attestiert wurde (vgl. Kaufmann 
2014, S. 86), wurden kommunale Wohnungsunter-
nehmen hinsichtlich ihrer Rolle in der Stadt- und 
Quartiersentwicklung als die „wichtigsten Partner der 
Städte“ (Kiepe/Kraemer/Sommer 2011, S. 667) sowie 
als „Garanten für eine nachhaltige Quartiersentwick-
lung“ (Rips 2007, S. 23) bewertet. Diese Sichtweise 
wurde zum einen durch deren lokale Bindung und 
das damit einhergehende größere Interesse an einer 
stabilen Quartiersentwicklung (vgl. Müller/Spars 
2012, S. 332) zum anderen durch deren generell gege-
bene Gemeinwohlorientierung (vgl. Harms 2007,  
S. 58) begründet. Wenngleich im Rahmen dieser De-
batte die Rolle der Wohnungseigentümer für das 
Quartier thematisiert wurde, geschah dies ausgehend 
von deren Bestandsbewirtschaftungsstrategien und 
das Quartier als erweiterter Handlungsrahmen wurde 
kaum beachtet. Jüngste Arbeiten weisen jedoch zu-
mindest in Ansätzen eine zunehmende Orientierung 
auf wohnungswirtschaftliches Engagement im Quar-
tier über die eigentliche wohnungswirtschaftliche 
Kernkompetenz hinaus auf (vgl. Besecke/Enbergs 
2008; Beckmann/Magnin 2013; Grzesiok/Hill 2014; 
Grzesiok 2018). Jenen Studien fehlt es bisher jedoch 
entweder an einer Verallgemeinerbarkeit, da den Un-
tersuchungen eine meist geringe Anzahl ausgewähl-
ter Wohnungsunternehmen oder Quartiere zugrunde 
lag und/oder an einer nötigen Differenziertheit, wo-
bei die generierten Ergebnisse nicht systematisch ge-
nug nach verschiedenen Wohnungseigentümern aus-
gewertet wurden.
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Gerade mit Bezug auf die kommunalen Wohnungs-
unternehmen muss die Einschätzung hinsichtlich  
ihrer Gemeinwohlorientierung zunehmend in Frage 
gestellt werden, da beispielsweise für die kommuna-
len Wohnungsunternehmen Berlins eine graduelle 
Transformation sowie strategische Neuausrichtung 
nachgewiesen wurde. So konnte Uffer herausarbei-
ten, dass Berlins kommunale Wohnungsunterneh-
men Strategien der selektiven Bestandsbewirtschaf-
tung aus punktueller Aufwertung einerseits sowie 
Instandhaltungseinsparungen andererseits durch-
führten und sich in dieser Hinsicht kaum noch von 
wertschöpfenden Finanzinvestoren unterschieden, 
sodass hier eine „entrepreneurial housing provision“ 
(Uffer 2011, S. 132) attestiert werden konnte. Bereits 
2008 konnte Hallenberg durch einen Vergleich der 
Mietpreise kommunaler Wohnungsunternehmen so-
wie privater Finanzinvestoren in Berlin aufzeigen, 
dass in beiden Gruppen eine preisdämpfende Mieten-
politik nicht zu erkennen war und eine Anpassung 
der Mieten an die lokalen Mietniveaus angestrebt 
wurde (vgl. Hallenberg 2008, S. 114). Somit wurden 
die kommunalen Wohnungsunternehmen ihrem „po-
litischen Auftrag, mit niedrigen Mieten die sozial 
schwächsten Haushalte auch weiterhin zu versorgen, 
[…] durch eine Umsetzung einer derartigen Mietenpoli-
tik nur in begrenztem Umfang gerecht“ (ebd., S. 114). 
Beide Untersuchungen kamen im Ergebnis zu dem 
Schluss, dass auch kommunale Wohnungsunterneh-
men in Berlin durch ihre Bestandspolitik zu einer zu-
nehmenden sozialen Segregation beitrugen (vgl. 
ebd., S. 128 f.; Uffer 2011, S. 156 f.). Diese Ergebnisse 
wurden durch Erkenntnisse gestützt, welche die zu-
nehmende Öffnung Berlins kommunaler Wohnungs-
unternehmen für einkommensstärkere Bevölke-
rungsschichten herausarbeiteten (vgl. Kitzmann 
2017b, S. 4 ff.). Ein wesentlicher Grund für diese zeit-
weilige ökonomisch orientierte Bestandsbewirtschaf-
tung kann in einer Senatspolitik gesehen werden, 
welche nicht nur einen strikten wirtschaftlichen Kon-
solidierungskurs der sechs landeseigenen Woh-
nungsunternehmen einleitete, sondern darüber hin-
aus auch das Ziel verfolgte, Dividenden für den 
Berliner Haushalt aus den eigenen Wohnungsunter-
nehmen zu generieren (vgl. Wowereit/Junge-Reyer 
2007, S. 5 ff.). Auch für andere Kommunen weist Holm 
darauf hin, dass (zumindest zeitweilig) die Woh-
nungsunternehmen einem Renditedruck durch die 
öffentlichen Eigentümer ausgesetzt waren, sodass 
diese in ein Spannungsfeld zwischen Renditeerbrin-
gung und sozialem Auftrag gerieten (vgl. Holm 2010c, 
S. 56).

Angesichts solcher Entwicklungen kommt Uffer zu 
dem Schluss, dass mit Bezug auf die Bestandsbewirt-
schaftung eine „dualistic distinction between the state 
and the private domain needs to be abandoned in fa-

vour of a more complex analysis“ (Uffer 2011, S. 219). 
Auch Holm weist darauf hin, dass hier pauschale Wir-
kungszusammenhänge in Frage gestellt werden müs-
sen (vgl. Holm 2010c, S. 54 f.). Somit ergibt sich auch 
die Notwendigkeit, pauschale Thesen von kommuna-
len Wohnungsunternehmen als wichtige Partner in 
der Stadt- und Quartiersentwicklung zu hinterfragen 
und deren Rolle in einem erweiterten Quartierskon-
text systematisch zu untersuchen und zu bewerten.

3	 Methodisches Vorgehen

Für die Analyse wurde die Stadt Berlin als Untersu-
chungsraum gewählt, da hier zum einen die kommu-
nalen Wohnungsunternehmen 2011 mit ca. 15% am 
Gesamtwohnungsbestand im Vergleich zum bundes-
weiten Durchschnitt deutlich überrepräsentiert wa-
ren (vgl. Amt für Statistik Berlin-Brandenburg 2013; 
GDW 2015) und darüber hinaus der Wohnungsbe-
stand der sechs städtischen Wohnungsunternehmen 
seit 2012 konstant bis auf ca. 295.000 Wohneinheiten 
anstieg (vgl. Kitzmann 2018, S. 164 f.). Dieser Woh-
nungsbestand findet sich aufgrund der wohnungspo-
litischen Entwicklungen Berlins zudem in verschie-
denen Siedlungsstrukturtypen und ist darüber 
hinaus auch räumlich über große Teile der Stadt ge-
streut. Des Weiteren verabschiedete Berlin 2008 eine 
Rahmenstrategie Soziale Stadtentwicklung, in wel-
cher eine „[a]ktivere Einbindung der Wohnungswirt-
schaft in die Entwicklungsprozesse von Stadtteilen“ 
(SenStadt 2008, S. 47) angestrebt wird. Zudem verfügt 
Berlin über eine große Anzahl an Quartieren, welche 
durch städtebauliche Entwicklungsprogramme be-
plant werden. Hier sollen Wohnungseigentümer als 
„starke [...] Partner“ (SenStadt 2010, S. 7) der Stadt-
teilentwicklung aktiv in die Programme mit einge-
bunden werden. Somit eignete sich Berlin als Unter-
suchungsraum für eine quartiersorientierte Unter- 
suchung kommunaler Wohnungsunternehmen. Ins-
gesamt konnten 24 Quartiere1 mit kommunalem Woh-
nungsbestand in die Analyse einbezogen werden 
(siehe Abb. 1).

Aufgrund des bisher recht überschaubaren wissen-
schaftlichen Erkenntnisstandes bezüglich Woh-
nungseigentümern im Quartierskontext, wurde ein 
exploratives Vorgehen gewählt, um die Rolle der 
kommunalen Wohnungsunternehmen in Berlin in ei-
nem weiteren Quartierskontext bewerten zu können. 
Hierbei eignete sich insbesondere das problem- 

1  �Diese 24 Quartiere waren Bestandteil einer breiter angelegten  
Arbeit, welche in 33 Berliner Quartieren das Engagement ver-
schiedener Wohnungseigentümertypen untersuchte. Diese Quar-
tiere verfügten jedoch nicht alle über kommunalen Wohnungsbe-
stand (für detailliertere Information siehe Kitzmann 2017a).
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Abb. 1:	 Untersuchte Quartiere mit Wohnungsbestand kommunaler Wohnungsunternehmen

Quelle: Eigene Darstellung

zentrierte Interview als Erhebungsmethode, da die-
ses durch die vorhandene Offenheit gegenüber dem 
Thema die Befragten möglichst frei zu Wort kommen 
lässt und sich lediglich an einer bestimmten Pro- 
blemstellung ausrichtet (vgl. Mayring 2002, S. 67 ff.). 
Somit eignet es sich zur Aufdeckung neuer Erkennt-
nisse und Konzepte (vgl. Lamnek 2010, S. 336). Insge-
samt wurden 32 Interviews mit 42 Teilnehmenden 
geführt. Dies waren zum einen die in allen untersuch-
ten Quartieren vorhandenen Quartiers- bzw. Stadt-
teilmanagements sowie Verantwortliche der Berliner 
Bezirksämter sowie der damaligen Senatsverwaltung 
für Stadtentwicklung und Umwelt. In den Interviews 
wurden insbesondere folgende Problemstellungen 
diskutiert: Inwiefern beteiligen sich Wohnungseigen-
tümer konkret an der Quartiersentwicklung? Warum 
beteiligen sich einzelne Wohnungseigentümer (nicht) 
an der Quartiersentwicklung? 

4	 Ergebnisse der Untersuchung

Zunächst einmal lässt sich feststellen, dass die kom-
munalen Wohnungsunternehmen insgesamt auf 
recht diverse Weise über ihre Kernkompetenz hinaus 
im Quartier aktiv sind. Hierbei lässt sich ihre Aktivität 
in ideelles und praktisches Engagement gliedern. 
Während sich Ersteres nicht durch konkrete monetä-
re Investitionen bzw. Maßnahmen auszeichnete, son-
dern „lediglich“ zeitliche Ressourcen im Sinne von 
Arbeitsstunden der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
aufgewendet wurden, erforderte das praktische En-
gagement entweder konkrete monetäre Investitionen 
bzw. Maßnahmen oder direkten monetären Verzicht. 
Es konnten insgesamt drei Formen ideellen Engage-
ments identifiziert werden: kooperatives Verhalten 
gegenüber den Stadtteilmanagements, Teilnahme an 
(strategischen) Diskussionen über das Quartier mit 
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den Stadtteilmanagements sowie Teilnahme an Quar-
tiersgremien. Die sechs herausgearbeiteten Formen 
des praktischen Engagements wurden durch Maß-
nahmen im (halb-)öffentlichen Raum, Unterstützung 
von sozial-kulturellen Projekten, Aktionen und Ver-
anstaltungen, Unterstützung von (Stadtteil)Festen, 
Bereitstellung von Räumen/Flächen, Kooperation 
mit lokalen Akteuren sowie durch die Finanzierung 
von Personal für das Quartier  realisiert3 (für eine aus-
führliche Charakterisierung der einzelnen Formen 
vgl. Kitzmann 2017a, S. 186 ff.). Um das Engagement 
der Wohnungsunternehmen zu systematisieren, wur-
de dieses für jedes einzelne Wohnungsunternehmen 
in jedem Quartier einzeln ausgewertet und jeweils 
den fünf Kategorien (sehr aktiv, aktiv, mäßig aktiv, 
weniger aktiv und kaum/gar nicht aktiv) zugeordnet 
(für genauere Ausführungen zu den Klassifikationen 
vgl. ebd., S. 212 ff.). Dabei zeigte sich deutlich, dass 
die Aktivitäten durch die verschiedenen Wohnungs-

2  �Jedes Symbol repräsentiert einen Eigentümer mit Wohnungsbe-
stand in einem Quartier. Da die kommunalen Wohnungsunter-
nehmen in den untersuchten Quartieren unterschiedlich häufig 
über Bestände verfügten (maximal in elf Quartieren), sind eini-
ge Wohnungsunternehmen durch die Vielzahl an Quartieren in 
der Analyse häufiger vertreten. Zudem verfügten in fünf der 24 
Quartiere jeweils zwei kommunale Wohnungsunternehmen über 
Wohnungsbestand. Hierbei wurde dann das Engagement der bei-
den Unternehmen jeweils einzeln bewertet.

3  �Eine im Rahmen der Untersuchung realisierte Form des Engage-
ments war das Bereitstellen von Fördertöpfen. Diese Form des 
Engagements wurde jedoch von den kommunalen Wohnungsun-
ternehmen gar nicht erbracht.

unternehmen in den einzelnen Quartieren recht 
selektiv stattfanden (siehe Abb. 2).

In acht von 29 Fällen (28%) konnte das Engagement 
als sehr aktiv und darüber hinaus in sechs Fällen 
(21%) als aktiv charakterisiert werden. Demgegen-
über wird jedoch auch deutlich, dass die kommuna-
len Wohnungsunternehmen in einzelnen Quartieren 
in vier Fällen (14%) als kaum/gar nicht aktiv sowie in 
fünf Fällen (17%) jeweils als wenig aktiv in Erschei-
nung traten.

Ein erster Erklärungsansatz für diese selektiven Akti-
vitäten kann in der Siedlungsstruktur der einzelnen 
Quartiere gesehen werden. So waren kommunale 
Wohnungsunternehmen in 11 von 17 Fällen (65%) in 
(Groß)Wohnsiedlungen aktiv oder sehr aktiv, wohin-
gegen lediglich in drei von zehn Fällen (30%) in  
Mischquartieren sowie in keinem der beiden Fälle in 
Altbauquartieren ein solch intensives Engagement 
identifiziert wurde. Hierbei kann das Verhalten kom-
munaler Wohnungsunternehmen mit dem sogenann-
ten Trittbrettfahrerverhalten bei der Bereitstellung 
öffentlicher Güter erklärt werden. Die zwei zentralen 
Merkmale öffentlicher Güter (keine Rivalität und  
keine Exklusivität bei der Nutzung der Güter) (vgl.  
Varian 1992, S. 414; Beermann 2006, S. 115) führen zu 
einer mangelhaften freiwilligen Erstellung durch den 
Markt bzw. private Akteure, da ihre Her- und Bereit-
stellung positive externe Effekte für andere Akteure 
hervorruft (vgl. Dybvig/Spatt 1983, S. 231). In diesem 
Zusammenhang kann die Erbringung der verschiede-

Abb. 2:	 Quartiersengagement städtischer Wohnungsunternehmen nach Siedlungsform2

Quelle: Eigene Darstellung
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nen Formen des Engagements im Sinne einer solchen 
Bereitstellung öffentlicher Güter verstanden werden, 
da auch hier keine Exklusivität sowie Rivalität hin-
sichtlich der Nutzung besteht. Denn der Mehrwert, 
welcher durch das Engagement der Wohnungseigen-
tümer geschaffen wird, bleibt nicht auf die eigene 
Mieterschaft beschränkt, sondern ist prinzipiell allen 
Quartiersbewohnern zugänglich. Somit ergeben sich 
auch hier positive externe Effekte. Hierbei ist es das 
Interesse der verschiedenen Eigentümer an den posi-
tiven Externalitäten zu partizipieren, ohne eigene 
Ressourcen aufzuwenden. Die Annahme von  
Wiezorek (vgl. Wiezorek 2009, S. 29), dass das Tritt-
brettfahrerproblem in Quartieren mit einer homoge-
neren Eigentümerstruktur ((Groß)Wohnsiedlungen) 
eher geringer ausgeprägt ist als in heterogenen Alt-
bauquartieren, da dort weniger potentielle Trittbrett-
fahrer vorhanden wären, kann hier mit Bezug auf Ak-
tivitäten im weiteren Quartierskontext bestätigt 
werden.

Jedoch zeigte sich, dass zum Teil auch in (Groß)
Wohnsiedlungen das Engagement der kommunalen 
Wohnungsunternehmen gar nicht bzw. nur recht ge-
ring ausgeprägt war. Ein weiterer Erklärungsansatz, 
welcher über die reine Siedlungsstruktur der Quartie-
re hinausgeht, kann in der Wohnungsbestandsgröße 
der Unternehmen in den einzelnen Quartieren gese-
hen werden. So wurde von den Interviewten ein kla-
rer Zusammenhang zwischen Bestandsgröße und En-
gagement im Quartier hergestellt: „Die KWU#6 [...]
hat allerdings nur ein Hochhaus dort im Gebiet. Da-
durch interessiert sie das Gebiet einfach nicht so stark 
– deshalb auch sehr zurückhaltend“ (Exp#6). Demge-
genüber wurde ein vergleichsweise großer Bestand 
der kommunalen Wohnungseigentümer als wichtige 
Voraussetzung für ein aktives Engagement im Quar-
tier angesehen: „Es ist halt natürlich viel einfacher, 
wenn ich wie im [Quartier] die KWU#1 habe mit einem 
riesen Besitz, die dann noch Interesse daran haben, 
die sich engagieren, die sich einbringen und die dann 
auch im Quartiersrat sind“ (Exp#17).

Um diesen subjektiv wahrgenommenen Zusammen-
hang systematisch zu belegen, wurde das Engage-
ment der kommunalen Wohnungseigentümer in Ab-
hängigkeit von der Größe ihrer Wohnungsbestände in 
den einzelnen Quartieren dargestellt (siehe Abb. 3).

Auch hier lässt sich das Trittbrettfahrerproblem zur 
Erklärung heranziehen: Je mehr Wohneinheiten ein 
einzelner Wohnungseigentümer in einem Quartier 
hat und je größer somit dessen Anteil am Gesamt-
wohnungsbestand jenes Quartiers ist, desto weniger 
potentielle Trittbrettfahrer gibt es. Somit ist es wahr-
scheinlicher, dass sich ein Wohnungseigentümer ak-
tiv engagiert. Je kleiner jedoch der eigene Wohnungs-

bestand im Quartier und je kleiner somit der eigene 
Anteil am Gesamtwohnungsbestand ist, desto mehr 
potentielle Trittbrettfahrer gäbe es im Falle des En-
gagements. Dabei zeigte sich, dass die Größe des ei-
genen Wohnungsbestandes für das Engagement der 
Wohnungseigentümer bedeutender war als die gene-
relle Siedlungsstruktur des jeweiligen Quartiers, da 
auch in (Groß)Wohnsiedlungen kommunale Unter-
nehmen mit kleineren Beständen gar nicht bzw. nur 
wenig aktiv waren. Jedoch konnte dieses Trittbrett-
fahrerverhalten auch zu positiven Effekten führen. So 
konnten im Falle zweier kommunaler Wohnungsei-
gentümer mit jeweils Wohnungsbeständen in densel-
ben zwei Quartieren Zuständigkeiten für diese beiden 
Quartiere gezielt abgestimmt werden, sodass die ein-
zelnen Wohnungsunternehmen ihr Engagement be-
wusst auf eines der beiden Quartiere konzentrieren 
konnten. In zwei der untersuchten Quartiere verfüg-
ten dieselben zwei kommunalen Wohnungsunter-
nehmen jeweils über einen großen sowie jeweils über 
einen recht kleinen Wohnungsbestand: „Bei der 
KWU#4 ist es so, dass die halt gesagt haben, die sind 
ganz stark im [Quartier] aktiv und sie arbeiten auf ei-
ner anderen Ebene sozusagen auch mit der KWU#1 zu-
sammen und sagen: ‚Ok, das hier ist Gebiet KWU#1, da 
macht die KWU#1 viel und wir halten uns hier raus‘“ 
(Exp#39). Im anderen der beiden Quartiere dagegen 
engagierte sich wiederum „[...] die KWU#1 eigentlich 
gar nicht [...]. Sie sagen: ‚Das ist KWU#4-Terrain‘“ 
(Exp#14). Somit agierten beide Akteure in jeweils ei-
nem der beiden Quartiere sehr aktiv, während sie im 
anderen Quartier als Trittbrettfahrer auftraten. Für 
die Wohnungsunternehmen ergab sich der Vorteil, 
dass sie ihre Ressourcen gezielt auf ein Quartier kon-
zentrieren und im anderen Quartier ohne eigenen 
Ressourceneinsatz von den Maßnahmen des jeweils 
anderen Wohnungsunternehmens profitieren konn-
ten. In beiden Quartieren resultierte diese Strategie in 
einem sehr aktiven Engagement der Wohnungseigen-
tümer generell – getragen jeweils durch das sehr  
aktive Engagement eines der beiden kommunalen 
Unternehmen. 

Ein zweiter Erklärungsansatz, welcher das unter-
schiedlich aktive Engagement je nach Bestandsgröße 
erklärt, kann in der Erzielung von Skaleneffekten ge-
sehen werden. Die Realisierung dieses aus der indus-
triellen Produktion abgeleiteten Prinzips (vgl. hierzu 
Kulke 2017, S. 118) wurde in einer Vielzahl von Arbei-
ten für Wohnungseigentümer im Rahmen des Portfo-
liomanagements sowie der Bewirtschaftung der Be-
stände bestätigt (vgl. u. a. Lammerskitten 2007, S. 90; 
Holm 2010c, S. 48; Trübestein/Walldorf 2012, S. 400; 
Niermann/Jochimsen 2014, S. 54). Die Ergebnisse der 
Untersuchung sind jedoch ein Hinweis darauf, dass 
Skaleneffekte auch mit Bezug auf das Engagement im 
Quartier einen Erklärungsansatz liefern. So können 
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beispielsweise durch die Realisierung eines Nachbar-
schaftsfestes in einem Quartier, in welchem ein Woh-
nungsunternehmen beispielsweise 1.000 Wohnungs-
einheiten besitzt, prinzipiell 1.000 Haushalte der 
eigenen Mieterschaft von diesem Angebot profitieren. 
Um in Quartieren, in welchen das Wohnungsunter-
nehmen nur über jeweils kleinere Wohnungsbestän-
de verfügt, ein solches Angebot einer ähnlichen An-
zahl von Haushalten zur Verfügung zu stellen, 
müssten in einer Vielzahl dieser Quartiere jeweils 
Nachbarschaftsfeste veranstaltet werden. Somit wä-
ren durch die Realisierung mehrerer Feste in Quartie-
ren mit jeweils kleineren Wohnungsbestandsgrößen 
die durchschnittlichen Kosten pro zu erreichendem 
Haushalt deutlich höher, da bestimmte unabhängige 
Festkosten (z. B. Logistik, ggf. Einkauf von Kultur- 
programm, Organisationsaufwand) für alle organi-
sierten Feste anfallen würden. Dies würde eine grö-
ßere Ressourcenbelastung für das Unternehmen  
bedeuten. Insgesamt ergibt sich für das Woh- 
nungsunternehmen eine Situation, in welcher es –

4  �Die vertikale Position der Symbole innerhalb der einzelnen Ka-
tegorien des Engagements stellt keine weitere Abstufung des 
Engagements dar, sondern ist lediglich der graphischen Darstell-
barkeit geschuldet. Für einen Wohnungsbestand war die Größe 
nicht ermittelbar, weshalb nur 28 Bestände berücksichtigt wer-
den konnten.

um die gleiche Anzahl von Haushalten zu erreichen 
– ökonomisch lohnender ist, Nachbarschaftsfeste 
dort durchzuführen, wo es die größten Wohnungsbe-
stände hat, da es mit einer Maßnahme eine potentiell 
größere Anzahl von eigenen Haushalten erreichen 
kann.

 
5	 Diskussion

Die dargelegten Befunde hinsichtlich der Rolle der 
kommunalen Wohnungsunternehmen in Berlin über 
deren Kernkompetenz als Wohnungsvermieter hin-
aus zeigen, dass sich deren Aktivitäten in einem wei-
teren Quartierskontext durchaus recht vielfältig dar-
stellen und sie in einer Reihe von Quartieren lokale 
Prozesse bewusst steuern und entwickeln. Somit 
scheinen sie auf den ersten Blick dazu in der Lage, 
das zunehmende Verantwortungsvakuum, welches 
durch den Rückzug der öffentlichen Hand in den 
Quartieren entsteht, auszufüllen. Jedoch wurde auch 
deutlich herausgearbeitet, dass die Übernahme von 
Verantwortung und Steuerung von Quartiersentwick-
lung nur sehr selektiv stattfindet. In einer Reihe von 
Quartieren stehen kommunale Wohnungseigentümer 
somit nicht zur Verfügung, um Aufgaben der öffentli-
chen Hand zu übernehmen. Hierbei ergeben sich Un-
terschiede der Aktivitäten weniger zwischen den ein-

Abb. 3:	� Engagement städtischer Wohnungsunternehmen in Abhängigkeit von der Wohnungs- 
bestandsgröße im Quartier4

Quelle: Eigene Darstellung
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zelnen Unternehmen, sondern vielmehr in Hinblick 
auf die verschiedenen Wohnungsbestände einzelner 
Unternehmen. Diese Befunde widerlegen die bisher 
oft pauschalisierenden Annahmen von per se im 
Stadt- und Quartierskontext aktiven kommunalen 
Wohnungsunternehmen.

Die dargelegten Erklärungszusammenhänge für das 
unterschiedlich aktive Engagement in einzelnen 
Quartieren (Trittbrettfahrerverhalten, Realisierung 
von Skaleneffekten) verdeutlichen eine Ausrichtung 
der Quartiersaktivitäten an ökonomischen Aspekten. 
In Anlehnung an Uffer, die mit Bezug auf die kommu-
nalen Wohnungsunternehmen Berlins und deren Be-
standsbewirtschaftung „the move to a more entrepre-
neurial housing provision“ (Uffer 2011, S. 140) 
feststellte, zeugen die hier vorgestellten Ergebnisse 
von einer unternehmerischen Quartiersentwicklung 
bzw. von einer Quartiersentwicklung, welche sich an 
ökonomischen Interessen und Zielen der Unterneh-
men ausrichtet. Neben den zuvor erläuterten Fakto-
ren, welche die Aktivitäten in den einzelnen Quartie-
ren bestimmen, konnten auch weitere Erklärungen 
herausgearbeitet werden, welche diese Schlussfolge-
rung stützen. So profitierten die Unternehmen bei-
spielsweise bei der Realisierung von Maßnahmen im 
(halb-)öffentlichen Raum von Fördergeldern aus den 
Stadtentwicklungsprogrammen: „[…] Wir haben zu 
Beginn unseres Quartiers auch so eine Hofgestaltungs-
maßnahme gemacht […]. Damals war zum Beispiel 
auch KWU#4 aktiv, hat auch einige seiner Höfe bis zu 
75% finanziert bekommen“ (Exp#36). Für die Woh-
nungseigentümer ergeben sich somit Vorteile durch 
zum Teil erhebliche finanzielle Einsparungen bei 
gleichzeitiger Realisierung von Maßnahmen, welche 
der Aufwertung des Umfeldes und somit der Ver-
marktungsfähigkeit der eigenen Bestände dienen. 
Darüber hinaus wurde auch deutlich, dass die Unter-
nehmen ihre Aktivitäten im Quartier direkt am Ent-
wicklungsbedarf der eigenen Bestände hinsichtlich 
deren Vermietung ausrichteten: „Und vor allem, die 
[KWU#2] haben ja einen minimalen Leerstand hier. 
Die Wohnungen gehen weg wie warme Semmeln. Und 
das ist ja der Grund, warum sozusagen die finanzielle 
Förderung für unsere Feste runtergefahren wurde und 
wird von der KWU#2. Die haben es nicht nötig hier“ 
(Exp#38).

Aufgrund dieser insgesamt stark an wirtschaftlichen 
Überlegungen ausgerichteten Quartiersaktivitäten, 
welche in einem sehr unterschiedlichen Engagement 
in verschiedenen Quartieren resultieren, müssen die 
kommunalen Wohnungsunternehmen hinsichtlich 
ihrer Rolle als zentrale Akteure zukünftiger Quartiers- 
entwicklung hinterfragt werden. So scheinen sie zwar 
geeignet – und sicherlich auch benötigt –, um die öf-
fentliche Hand punktuell zu entlasten, indem sie Ent-

wicklungen ergänzend begleiten und unterstützen, 
jedoch erscheinen sie nicht in jedem Fall geeignet, 
um vormals öffentliche Aufgaben in der Quartiersent-
wicklung vollumfänglich zu übernehmen, da – wie 
gezeigt –nur selektiv Verantwortung in den Quartie-
ren übernommen wird.

Hierbei sind jedoch nicht nur die Unternehmen zu 
hinterfragen, sondern auch die Rolle des Berliner  
Senats ist zu diskutieren, da dieser als Eigentümer 
seine Entscheidungs- und Steuerungskompetenz hin-
sichtlich des Engagements der Gesellschaften nicht 
hinreichend nutzt, beispielsweise durch eine überge-
ordnete Strategie zur Quartiersentwicklung. Stattdes-
sen überträgt der Senat Verantwortlichkeiten und 
Entscheidungen zur Quartiersentwicklung auf die ei-
genen Wohnungsunternehmen und trägt somit zur 
Unterordnung von Quartiersentwicklung unter un-
ternehmerische Interessen bei. Dies kann als Aus-
druck einer zunehmend neoliberalen Stadtentwick-
lungspolitik hin zu einer „unternehmerischen Stadt“ 
(Heeg 2016, S. 12) bewertet werden.

Auch die zunehmende Inanspruchnahme der kom-
munalen Wohnungsunternehmen für eine weiterhin 
sozialverträgliche Wohnraumversorgung auf dem ak-
tuell sehr angespannten Berliner Wohnungsmarkt 
(vgl. Kitzmann 2018, S. 163 ff.), welche die wirtschaft-
lichen Spielräume der Unternehmen massiv ein-
schränkt, lässt ein vollumfängliches Engagement der 
Unternehmen in den Quartieren kaum zu. Zwar wur-
den die Unternehmen durch das aktuelle Berliner 
Wohnraumversorgungsgesetz von ihrer wirtschaftli-
chen Bringepflicht entlastet, da „die von den landes-
eigenen Wohnungsunternehmen im Rahmen ihrer wirt-
schaftlichen Tätigkeit erzielten Überschüsse in den 
Unternehmen [verbleiben]“ (SenJuV 2015, S. 424),  
jedoch sind diese Überschüsse ausschließlich für 
Zwecke der sozialen Wohnraumversorgung zu nutzen 
(vgl. ebd., S. 423 f.) und stehen somit nicht für Aktivi-
täten im Quartiersumfeld zur Verfügung.

6	 Ausblick

Die präsentierten Ergebnisse verdeutlichen, dass die 
Auseinandersetzung mit der Eigentümergruppe der 
kommunalen Wohnungsunternehmen zukünftig ei-
ner erhöhten wissenschaftlichen Aufmerksamkeit be-
darf. Da pauschale Thesen von im Stadt- und Quar-
tiersumfeld aktiven kommunalen Wohnungsunter- 
nehmen vor dem Hintergrund wirtschaftlicher Logi-
ken sowie einer zunehmenden Inanspruchnahme der 
Unternehmen durch die Eigentümer (finanziell, woh-
nungspolitisch) nicht mehr haltbar sind, muss in der 
Debatte zwingend eine zunehmende Differenzierung 
in der Bewertung kommunaler Wohnungsunterneh-
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Abstract
The neighborhood remains a highly important scale for 
actions and interventions in urban planning and development. 
Due to the ongoing withdrawal of the public domain from 
urban planning, non-state actors are becoming more and 
more relevant for governing local developments. First and 
foremost, housing owners, particularly municipal housing 
companies, are discussed as central actors. Against the 
backdrop of a lacking systematic investigation of particular 
housing owners, the paper at hand analyzes the role of 
Berlin’s municipal housing companies in a neighborhood 
context. The results reveal that assumptions have to be 
challenged, which see municipal housing owners as 
important partners of cities and municipalities.

men in der Stadt- und Quartiersentwicklung erfolgen. 
Dies ist auch aufgrund des Spannungsfeldes zwi-
schen Renditeerbringung und sozialem Auftrag, wel-
chem kommunale Wohnungsunternehmen auch in 
anderen Gemeinden ausgesetzt sind, bedeutsam.

Ferner wird die zukünftige systematische und diffe-
renzierte wissenschaftliche Auseinandersetzung mit 
kommunalen Wohnungsunternehmen auch deshalb 
relevant, da nach der Phase massiver Wohnungs- 
privatisierungen auf nationaler Ebene nicht nur in 
Berlin eine sowohl quantitative als auch qualitative 
Aufwertung der eigenen Wohnungsunternehmen 
stattfindet. Das 2011 beschlossene „Bündnis für das 
Wohnen in Hamburg“ sah ab 2012 den Neubau von 
jährlich 1.000 Wohnungen durch das einzige städti-
sche Wohnungsunternehmen (SAGA) vor (vgl. BSW 
2011, S. 6) und selbst in Dresden, wo 2006 das einzige 
städtische Wohnungsunternehmen verkauft wurde, 
wird mittlerweile wieder über die Schaffung einer ei-
genen kommunalen Wohnungsbaugesellschaft de-
battiert (vgl. Seifert/Müller 2016, S. 58 ff.).

Forschung, welche sich zukünftig mit dem Handeln 
kommunaler Wohnungsunternehmen in einem wei-
teren Quartiersumfeld befasst, sollte sich in differen-
zierter Weise mit den verschiedenen Formen des En-
gagements sowie den Determinanten für dessen 
Erbringung auseinandersetzen, um zum einen zu ei-
ner differenzierten Bewertung kommunaler Woh-
nungsunternehmen zu gelangen sowie zum anderen 
den Kenntnisstand an der Schnittstelle von Woh-
nungseigentümer- und Quartiersforschung zu erwei-
tern. Auch eine weitere räumliche Differenzierung, 
beispielsweise um Kommunen mit einem eher nach-
fragedominierten Wohnungsmarkt, wäre hierzu hilf-
reich.� n
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1	� Einführung und 
Problemstellung

Der Begriff des Wohnraummangels beherrscht der-
zeit nicht nur die fachpolitische, sondern auch die 
allgemeinpolitische Diskussion in Deutschland, so 
beschäftigen sich z. B. im Koalitionsvertrag der Regie-
rungsparteien mehrere Kapitel mit diesem Thema. 
Derzeit setzen alle Bedarfsberechnungen im Wesent-
lichen auf die – ggf. regional differenzierte –Prognose 
der Haushaltsanzahl auf und gleichen diese mit der 
Gesamtzahl der Wohnungen ab, um auf Basis der Dif-
ferenz einen Bedarf zu ermitteln. Wie das nachste-
hende Beispiel der Betrachtung einer kürzeren 
Zeitstrecke des Wohnungsmarktes zeigt, hat die vor-
genannte Betrachtungsweise Grenzen hinsichtlich 
der Aussagekraft. Wird diese Methode auf die Ent-
wicklung der letzten Jahre angewandt, so sind rech-
nerisch pro zusätzlichem Einwohner alleine zwi-
schen 2010 und 2015 nahezu zwei Wohnungen pro   
Haushalt und 289 qm Wohnfläche pro Kopf hinzuge-
kommen (vgl. Tab. 1).

Der Wohnungsmarkt steht derzeit erheblich unter 
Druck. Gleichzeitig legen die verfügbaren Daten nahe, 
dass die internen Umverteilungsmechanismen des 
Marktes stark vom Alter abhängig sind. Um Strate- 
gien zur Wohnungsmobilisierung zu identifizieren, 
wird daher in diesem Beitrag die altersabhängige 
Umverteilung am Markt berechnet. Hierfür wird zu-
erst der Haushaltsanteil als neue wohnungsdemogra-
phische Größe definiert. Er erlaubt eine altersabhän-
gige Gruppierung der Marktteilnehmer in „virtuellen 
Haushalten“ und damit die Berechnung der gesuchten 
Umverteilungsmechanismen. Gleichzeitig liefert er 
eine Beschreibung des altersabhängigen Wohnflä-
chenverbrauchs. Die aufwändige Berechnung basiert 
auf vorhandenen Bevölkerungsdaten und deren Prog- 
nosen sowie der Veränderung des altersabhängigen 
Wohnverhaltens. Die Berechnung liefert sowohl die 
Wohnungs- und Wohnflächenbedarfe bzw. -abgaben 
einzelner Altersgruppen als auch gleichzeitig den über 
alle Altersgruppen resultierenden Gesamtbedarf, der 
sehr gut zu vorhandenen Prognosen und historischen 
Daten passt. Eine erste Ergebnisauswertung legt nahe, 
dass kurzfristige Potenziale am Wohnungsmarkt durch 
eine stärkere Gewinnung von Seniorinnen und Senio-
ren für neue Wohnformen mobilisiert werden könnten.

Dr. Martin Chaumet

Berechnung der Altersabhängigkeit der internen Umver- 
teilungen am Wohnungsmarkt als strategische Grundlage 
für Optimierungsmaßnahmen

Dr. Martin Chaumet

Gastwissenschaftler am InWIS /  
Dozent der EBZ-Business School 
– University of Applied Sciences

Kontakt: martin@chaumet.de

Tab. 1:	

Quelle: �Statistisches Bundesamt 2017c, S. 6 sowie  
Statistisches Bundesamt 2018c

in Mio. 2010 2015 Differenz

Wohnungen* 40,48 41,45 0,97

Wohnfläche* 3682,8 3798,3 115,6

Haushalte 40,3 40,8 0,5

Bevölkerung 82,2 81,8 – 0,4

*inkl. Wohnungen in Nichtwohngebäuden

Qualitativ ist klar, dass diese zusätzlichen Wohnun-
gen und Wohnflächen sich in irgendeiner Weise auf 
dem Gesamtmarkt verteilen. Um quantitativ zu ver-

Kundengruppen und Innovationen
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stehen, wie diese Verteilungsmechanismen wirken, 
wurde ein Modell entwickelt, das die Wohnungsauf-
nahme und -freisetzung in Abhängigkeit des Lebens-
alters der Bewohner beschreibt. Der vom Lebensalter 
abhängige Pro-Kopf-Flächenverbrauch zeigt deut-
lich, wie groß der Einfluss des Lebensalters auf den 
Wohnungsmarkt ist (BiB 2013, S. 1).

Wie die im vorliegenden Beitrag beschriebenen Be-
rechnungen zeigen werden, ist das Lebensalter der 
dominierende Einflussfaktor auf die internen Umver-
teilungsmechanismen am Wohnungsmarkt. Ziel ist 
es, Potenziale zu ermitteln, wie durch eine Unterstüt-
zung von Umverteilungsmechanismen ggf. auch 
kurzfristig ungenutzte Flächen zur Abdeckung von 
Wohnungsbedarfen genutzt werden können.

Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass es von 
hohem Interesse ist, die marktinternen Zu- und Ab-

flüsse quantitativ zu verstehen, um einen ersten 
Schritt in Richtung besonderer nachfrageseitiger 
Strategien und Maßnahmen, welche eine Optimie-
rung der internen Umverteilungsmechanismen ad-
ressieren, gehen zu können.

2	� Die altersabhängige 
Wohnungs- und Wohnflächen-
nachfrageberechnung

2.1	� Die derzeitige Berechnungsmethodik 
und ihre Grenzen

Die üblichen Methoden für die Ermittlung des Woh-
nungsbedarfes im Sinne einer Wohnungsanzahl, er-
mitteln die Gesamtzahl aller Haushalte zu einem  
bestimmten, meist in der Zukunft gelegenen, Zeit-

Frauen Männer

Abb. 1:	� Pro-Kopf Wohnfläche nach Lebensalter und Geschlecht

Quelle: Mikrozensus, Berechnungen BiB
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punkt T und vergleichen diese mit dem jetzigen Be-
stand. Die Differenz ergibt dann den Wohnungsbe-
darf bis zum Zeitpunkt T (vgl. Waltersbacher/Held 
2015, S. 6). Eine weitere Untergliederung dieses Be-
darfes ist daher stets an die gewählte und mögliche 
Untergliederung der Haushaltszahl gebunden, z. B. 
Ein-/Zwei-/Mehrpersonenhaushalte oder Haushalte 
mit Wohnungen in Eigentum oder Anmietung. Für 
eine Prognose wird im Regelfall eine Bevölkerungs-
prognose und eine Prognose der Veränderung der 
Haushaltsgröße verwendet. Eine Detaillierung der 
Wohnungsbedarfsberechnung in Abhängigkeit vom 
Lebensalter war bisher nur eingeschränkt möglich, 
da eine direkte Zuordnung von Haushalten und deren 
Lebensalter nicht gegeben war. Als Beispiel hierzu 
mag folgendes Problem dienen: Es kann angegeben 
werden, wie viele über 60-jährige in Einpersonen-
haushalten leben und wie viele in Zwei- und Dreiper-
sonenhaushalten. Die Frage aber, wie viele Haushalte 
bestehend aus über 60-jährigen es gibt, und wieviel 
Wohnfläche diese benötigen lässt sich, außer für Ein-
personenhaushalte, nicht beantworten.

Die Ermittlung des Wohnflächenbedarfs (vgl. Wal-
tersbacher/Held 2015, S. 5) erfolgt anhand der Bevöl-
kerungsentwicklung und des Pro-Kopf-Wohnflächen-
verbrauchs und kann daher im Prinzip sehr viel 
feingliederiger als die Wohnungsbedarfsermittlung 
erfolgen. Prognostisch besteht hier die Schwierigkeit, 
den Pro-Kopf-Wohnflächenverbrauch, der insbeson-
dere durch die Lebensaltersabhängigkeit (vgl. BBSR 
2013, S. 1) stark beeinflusst ist, für die Zukunft zu 
schätzen. Die im vorigen Abschnitt diskutierte Wohn-
flächenkurve zeigt, dass z. B. eine altersabhängige 
Ermittlung und Prognose von Pro-Kopf-Wohnflächen 
ober Wohnungsbedarfen schwierig ist, da diese Kurve 
eine spezielle Auswertung von Mikrozensusdaten er-
fordert (vgl. BBSR 2013, S. 1).

2.2	� Die Grundzüge des Modells und  
die Definition neuer wohnungs- 
demographischer Größen

Um den Wohnungsbedarf in seiner Altersabhängig-
keit zu berechnen, ist im ersten Schritt die Ermittlung 
einer Art altersbezogener Haushaltsgröße notwendig. 
Hierzu wird das Haushaltsmitgliedsquotenverfahren 
des Statistischen Bundesamtes (vgl. Statistisches 
Bundesamt 2017b, S. 7) weiterentwickelt. Dieses Ver-
fahren bildet ab, wie viele Personen einer bestimm-
ten Altersgruppe in bestimmten Haushaltstypen 
(1,2,3, … -Personen-Haushalten) wohnen. Hierfür 
wird der Haushaltsanteil als eine neue Größe defi-
niert. Er beschreibt, welchen Anteil eines Haushalts 
eine Person mit bestimmten Eigenschaften benötigt, 
z. B. (60 – 65 Jahre, weiblich).

Mit:

A =	 Alter 
t   =	 Zeit/Jahr 
HA(A,t):	 Haushaltsanteil des Alters A zum 		
	 Zeitpunkt t 
HHG (A,t,G):	 Haushaltsgröße des Alters A zum 		
	 Zeitpunkt t mit dem Wert G = (1,2,3, …) 
N(A,t,G): 	 Bevölkerungszahl mit Alter A zum 		
	 Zeitpunkt t in einem Haushalt der 		
	 Größe G 

Damit erlaubt der Haushaltsanteil eine direkte und 
detaillierte Berechnung des Haushalts und damit des 
Wohnungsbedarfs in Abhängigkeit von Alter und Ge-
schlecht, was mit den bisherigen Kenngrößen nicht 
möglich ist. Gleichzeitig wird der Haushaltsanteil so 
definiert, dass eine Konsistenz mit den Methoden 
und Prognosen des Statistischen Bundesamtes zur 
Haushaltsentwicklung stets gegeben ist. Der Haus-
haltsanteil ist sozusagen der Kehrwert der Haushalts-
größe für einen virtuellen Haushalt von Personen 
gleichen Alters.

Ein Beispiel soll dies verdeutlichen: Wenn 25% aller 
60-jährigen Männer in 1-Personen-Haushalten leben 
und 75% in 2-Personen-Haushalten, benötigt der 
durchschnittliche 60-jährige 0,625 Haushalte für sei-
ne Lebensführung. Oder anders ausgedrückt: Ein vir-
tueller Haushalt 60-jähriger Männer hätte eine Haus-
haltsgröße von 1,75.

Ferner bildet der Haushaltsanteil zusammen mit der 
oben wiedergegebenen Berechnungsmethode ab, 
dass z. B. nach Tod des Partners bei Älteren, Auszug 
eines Kindes zum Ende der Familienphase, etc. der 
entsprechende Anteil der Wohnung gerade nicht dem 
Markt zur Verfügung steht, weil die Haushaltsanteile 
der anderen Haushaltsmitglieder ansteigen.

Basierend auf dem Haushaltsanteil kann nun eine 
Beschreibung und Berechnung des altersabhängigen 
Wohnungsbedarfs bzw. des marktinternen Woh-
nungsangebots für die einzelnen Jahre vorgenommen 
werden. Die Wohnungsabgabe („internes Wohnungs-
angebot“) und -aufnahme (Wohnungsbedarf) der 
einzelnen Altersgruppen in einem typischerweise 
jährlichen Zeitintervall ist dabei durch Differenz- 
bildung zwischen verschiedenen Zeitpunkten für die 
Berechnung definiert.

HA(A,t) =

Summe über alle Haushaltsgrößen  
G{1/HHG(A,t,G) · N(A,t,G)}

Summe über alle Haushaltsgrößen 
G{N(A,t,G)}
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WA(A,t) = N(A,t) · HA(A,t) – N(A – 1,t – 1) · HA(A – 1, t – 1)

 
Mit:

WA =	 Wohnungsabgabe (-) oder Aufnahme (+) 
N(A,t):	 Bevölkerungszahl mit Alter A zum Zeit-		
	 punkt t 
HA(A,t):	 Haushaltsanteil des Alters A zum Zeit-		
	 punkt t

 
Auf diese Weise werden alle Personen einer Alters-
gruppe zu virtuellen Haushalten entsprechend ihres 
Alters zusammengefasst, wobei jeder den seinem Al-
ter entsprechenden durchschnittlichen Anteil eines 
Haushalts benötigt. Die Berechnungsmethodik be-
rücksichtigt dabei explizit, dass die Bevölkerung des 
Alters A-1 im Jahr t-1 im Folgejahr das Alter A hat. Da-
mit sind die demographischen Effekte vollständig er-
fasst und Zu- und Wegzüge innerhalb eines Jahres in 
impliziter Form.

So ist z. B. die Differenz zwischen dem Wohnungsbe-
darf der 20 – 24-jährigen im Jahre 2015 und dem Woh-
nungsbedarf der 25 – 29-jährigen im Jahr 2020 genau 
die Wohnungsaufnahme dieser Altersgruppe. Dieser 
Zuwachs schließt dabei sowohl die Zuwanderung in 
der Altersgruppe ein, als auch insbesondere das 
durch Älterwerden und im Zeitverlauf sich ändernde 
Wohnverhalten, z. B. in dieser Altersgruppe eine Zu-
nahme durch die Bildung eigener (neuer) Haushalte. 
Für eine im nächsten Schritt vorgesehene Regionali-
sierung des Modells sind Zuzüge- und Abwanderun-
gen explizit zu berücksichtigen mit entsprechender 
Komplexitätssteigerung der Berechnungsformeln.

Ferner ergibt sich durch den Haushaltsanteil eine 
einfache Möglichkeit zur Beschreibung der 
Pro-Kopf-Wohnfläche (vgl. Abb. 2). Diese lässt sich – 
immobilienwirtschaftlich leicht nachvollziehbar – 
sehr gut mit der folgenden Funktion wiedergeben:

 
PWF(A,t) = AGF · HA(A,t) + IF.

 
Mit:

PWF:	 Pro-Kopf-Wohnfläche des Alters A zum 		
	 Zeitpunkt t 
AGF:	 Allgemeinfläche als allgemeine Konstante 
IF:	 Individiualfläche als allgemeine Konstante

 
Verbal ausgedrückt ergibt sich der einfache Zusam-
menhang, dass die Pro-Kopf-Wohnfläche sich aus ei-

ner virtuellen Individualfläche und einem Anteil an 
der virtuellen Allgemeinfläche jeder Wohnung (Bad, 
Flur, Küche, etc.) zusammensetzt und damit durch den 
altersabhängig steigenden Haushaltsanteil ansteigt. 
Die Beschreibung durch diesen einfachen Zusammen-
hang ist so gut, dass sich gleichzeitig ein hervorragen-
des Hilfsmittel für die Interpolation und Prognose der 
Pro-Kopf-Wohnfläche über die Zeit ergibt.

2.3	 Datenverfügbarkeit und Qualität

Für die Berechnung der Wohnungs- und Wohnflä-
chenbedarfe für die Jahre 1990 – 2035 wurden die 
nachstehenden Daten herangezogen

•	� Bevölkerungsprognose des Statistischen Bun-
desamtes in der Variante 2A (Statistisches Bun-
desamt 2017a).

•	� Auswertungen des Bundesinstituts für Bevölke-
rungsforschung (BiB) zur Haushaltsgröße nach 
Lebensaltersgruppen und Geschlecht für die Al-
tersgruppen 20 – 34, 60 – 75 Jahre in 5 Jahre 
Schritten und für die Altersgruppen 35 – 59 Jahre 
in 10 Jahres Schritten für die Jahre 1991 und 2015 
(vgl. BiB, 2017). Hieraus werden die Haushalts-
anteile berechnet.

•	� Jugendliche in Privathaushalten nach Haushalts-
größe (Statistisches Bundesamt 2017b).

•	� Historie der Bevölkerungsdaten für die Jahre 
1990 – 2015 (Statistisches Bundesamt 2018c).

•	� Pro-Kopf-Wohnfläche, wie in Abb. 1 wiedergege-
ben.

Die Haushaltsanteile wurden zwischen den Stützzeit-
punkten 1991 und 2015 interpoliert und für die Prog-
nose fortgeschrieben, in Analogie zur Berechnungs-
methodik des Haushaltspersonenquotenverfahren 
(vgl. Statistisches Bundesamt 2017b). Aufgrund des 
im vorigen Abschnitt gezeigten universellen Zusam-
menhangs zwischen zeit- und altersabhängigem 
Haushaltsanteil und Pro-Kopf-Wohnfläche, können 
aus den interpolierten bzw. fortgeschriebenen Haus-
haltsanteilen auch Pro-Kopf-Wohnflächen ermittelt 
werden. Eine Besonderheit liegt bei den Haushalts-
anteilen der über 60-jährigen Frauen vor. Diese wei-
sen bedingt durch den zweiten Weltkrieg („Krieger-
witwen“) bis zum heutigen Tage erhebliche 
Unregelmäßigkeiten auf, die dazu führen, dass im 
Gegensatz zu allen anderen vergleichbaren Alters-
gruppen hier der Haushaltsanteil im Zeitverlauf ab- 
und nicht zunimmt. Dieser Trend wurde nicht fortge-
schrieben, da bis zum Ende des Prognosezeitraums 
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die Auswirkungen des zweiten Weltkriegs verschwun-
den sein werden. Da die Unterbringung in Sammel-
unterkünften hier nicht abgebildet wird, wurde die 
Zuwanderung des Jahres 2015 unter der Annahme 
abgebildet, dass hierdurch ein sich auf mehrere Jahre 
verteilender Bedarf entsteht, der sich analog den Be-
darfen aller anderen Marktteilnehmer verhält. Dies 
sollte zu einer gewissen Bedarfsüberschätzung füh-
ren, da ggf. auch ein einkommensbedingt deutlich 
geringerer Bedarf realistisch sein könnte.

Im Endergebnis erhält man Wohnungs- bzw. Wohn-
flächenbedarfe und -Abgaben für die Jahre 1991 – 2035 
und alle Altersstufen von 0 – 99 Jahren. Zur Veran-
schaulichung wird dieser umfangreiche Datensatz 
für die nachstehenden Altersgruppen zusammenge-
fasst (vgl. Tab. 2).

Abb. 2:	� Immobilienwirtschaftliches Pro-Kopf-Flächen-Modell im Vergleich mit  
Mikrozensus-Pro-Kopf-Flächen in Abhängigkeit von Alter und Geschlecht

Quelle: Eigene Berechnung
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Tab. 2:	

 �

Altersgruppen
Bezeichnung/ 
Qualitative Einschätzung

0 – 14 Jahren und 31 – 38 Jahre Junge Familien mit Kindern

19 – 25 Jahre Junge Erwachsene

14 – 18 Jahren und 39 – 54 Jahre Familien mit älterenKindern

55 – 64 Jahre Sogenannte „empty nesters“

65 und mehr Jahre SeniorInnen
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Die Zusammenfassung deckt dabei alle Altersstufen 
ab, so dass sich in der Summe stets der Gesamtbedarf 
ergibt. Die Einteilung wurde hier in erster Linie nach 
heuristischen Einschätzungen gewählt. Jede andere 
Einteilung ist ebenso möglich. Die Berechnungen zei-
gen, dass die obigen Altersgruppen stetig Wohnun-
gen bzw. Wohnflächen benötigen ober abnehmen, 
dies bestätigt den Grundansatz einer altersabhängi-
gen Berechnung und unterstreicht dessen Validität. 
Wenn die zugrunde gelegte qualitative Einschätzung 
nicht zuträfe, wären die entsprechenden Auswer-
tungskurven nicht stetig sondern „verrauscht“.

Da es das Ziel ist, die altersabhängigen internen Um-
verteilungsmechanismen des Wohnungsmarkts bes-
ser zu verstehen, ist es sinnvoll, dass mit Hilfe der 
Berechnung auch Prognosen zum Wohnungs- und 
Wohnflächenbedarf reproduziert werden. Ein weite-
rer guter Qualitätstest ist die Übereinstimmung der 
Modellrechnung mit Ist-Daten der Vergangenheit und 

Prognosen des Gesamtmarkts. Hierfür werden die be-
rechneten Wohnungsbedarfe mit den Haushalts- und 
Wohnungsdaten verglichen und die berechneten 
Wohnflächen mit deren Ist- und Prognosedaten. Wie 
Tabelle drei zeigt, stimmen die berechneten Werte für 
den Gesamtmarkt sowohl mit den Ist-Daten der Ver-
gangenheit als auch mit den Prognosen sehr gut 
überein und bestätigen damit ebenfalls die Qualität 
der Berechnung.

Diese Übereinstimmung gilt auch für länger zurück-
liegende Zeiträume, wenn Strukturbrüche in der 
Wohnungs- und Bevölkerungsstatistik berücksichtigt 
werden. Um eine Konsistenz der Wohnungs- und 
Wohnflächenbedarfe zu erreichen und wegen der Fo-
kussierung auf die Prognose, die als Differenz zwi-
schen zwei Zeitpunkten berechnet wird, werden die-
se Strukturbrüche nicht im Modell abgebildet, auch 
wenn dies prinzipiell möglich wäre.

Abb. 3:	� Wohnungsbedarf p.a. nach Altersstufen für die Jahre 1991 – 2035

Quelle: Eigene Berechnung
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3	� Zusammenfassung und  
Anwendungsmöglichkeiten

Die vorgestellte Berechnungsmethodik eröffnet die 
Möglichkeit, gleichzeitig sowohl die inneren Umver-
teilungs-Mechanismen des Marktes als auch die Ge-
samtsumme an Wohnungs- und Wohnflächen-Bedar-
fen zu bestimmen. Damit können neben einer mit 
bisherigen Verfahren vergleichbaren Berechnung von 
Neubaubedarfen auch konsistent Potenziale aufge-
zeigt werden, die über das Schaffen von neuen Woh-
nungen hinausgehen. Dadurch ist es unter anderem 
möglich, zukünftig mit makroökonomischen Model-
len zu berechnen, inwieweit Maßnahmen zur verbes-
serten Nutzung interner Umverteilungsmechanismen 
einen höheren volkswirtschaftlichen Nutzen haben 
als die Förderung von Neubauten.

Darüber hinaus liefert die inhaltliche Ausrichtung 
der Berechnung entlang des Alters der Bevölkerungs-
gruppen einen hohen Erklärungsgehalt für die Markt-

Abb. 4:	� Gesamte Nachfrage nach Wohnungen p.a. im Vergleich mit neugeschaffenen Wohnungen und 
Wohnungsabgaben durch SeniorInnen für die Jahre 1991 – 2035

Quelle: Eigene Berechnung
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Tab. 3:	

Quelle: �Eigene Berechnung, Statistisches Bundesamt 2018a, Statistisches 
Bundesamt 2018b, Waltersbacher/Held 2015, S. 11 und S.14

2011 2015 2020

Berechneter Gesamt- 
Wohnungsbedarf  
(in Mio. Wohnungen)

39,0 40,8 42,0

Haushalte Ist und 
Prognose (in Mio.)

39,5 40,8 41,7 – 42,2

Wohnungen Ist und 
Prognose (in Mio.)

40,6 41,4 42,8*

Berechnete Gesamt- 
Wohnflächenbedarfe  
(in Mrd. qm)

3,64 3,76 3,86

Wohnflächen Ist und 
Prognose (in Mrd. qm)

3,70 3,80 3,86*

*�Da die Ist-Daten des BBSR (vgl Waltersbacher/Held 2015) nicht mit den 
Ist-Daten des Statistischen Bundesamtes übereinstimmen, wurden die 
prognostizierten Wachstumsraten herangezogen, bzw. bei der Wohnungs-
zahl der vom BBSR genannte Wohnungsneubaubedarf (vgl. ebd.).
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mechanismen und erlaubt damit die Entwicklung 
neuer Strategien zur Optimierung der Umverteilungs-
mechanismen im Sinne einer Hebung kurzfristig 
nutzbarer Potenziale.

Als Beispiel sei hier der Einfluss der Wohnungsabga-
be durch Seniorinnen und Senioren auf die Wohn-
raumversorgung näher betrachtet. Abb. 4 vergleicht 
die durch Neu- und Umbauten geschaffenen Woh-
nungen und die Wohnungsabgabe durch Seniorin-
nen und Senioren (z. B. durch den Umzug in Senio-
renwohnheime o. ä.) mit der gesamten Nachfrage, 
welche sowohl die Nachfrage nach Neubauwohnun-
gen als auch die Übernahme von bestehenden leer-
werdenden Wohnungen, also den Wohnungsbedarf 
inclusive der marktinternen Umverteilungsmecha-
nismen, umfasst.

Wie die Abbildung zeigt, ist die Wohnungsabgabe 
durch Seniorinnen und Senioren sehr wesentlich für 
die Wohnraumversorgung und wird langfristig in der 

Lage sein, den Wohnungsbedarf zumindest kalkula-
torisch nahezu zu decken. Um eine Einschätzung zu 
erhalten, ob Maßnahmen zur Erhöhung dieser Woh-
nungsabgabe sinnvoll sind, wird die Wohnungsabga-
bequote, also die Anzahl der freiwerdenden Wohnun-
gen bezogen auf den jeweiligen Wohnungsbedarf, der 
Senioren und Seniorinnen betrachtet (vgl. Tab. 4).

Abb. 5:	� Gesamte Flächennachfrage p.a.  im Vergleich mit neugeschaffenen Wohnflächen und 
Flächenfreisetzung durch SeniorInnen für die Jahre 1991 – 2035

Quelle: Eigene Berechnung
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Jahr
Wohnungs- 

abgabe (in Tsd.)
Wohnungs- 

abgabequote

1995 369 4,55%

2015 467 4,29 %

2025 492 3,98%
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Die relative Wohnungsabgabe ist rückläufig. Mithin 
sind Maßnahmen, wie z. B. die Förderung aller Arten 
alternativer Wohnformen für Seniorinnen und Senio-
ren prüfwürdig hinsichtlich ihrer Auswirkung für 
eine Verbesserung der Wohnraumversorgung. So 
würde z. B. eine Erhöhung der Wohnungsabgabequo-
te auf die Werte des Jahres 1995 im Jahre 2025 rechne-
risch zu zusätzlichen rund 70 Tsd. freiwerdenden 
Wohnungen führen, was rund 30% des vom BBSR für 
dieses Jahr ermittelten Neubaubedarfes entspricht.

Betrachtet man analog zur Wohnungsabgabe die Flä-
chenabgabe durch Seniorinnen und Senioren im Ver-
gleich mit der gesamten Flächennachfrage, so ist er-
sichtlich, dass über weite Teile der Zeitstrecke die 
Flächenverfügbarkeit den Flächenbedarf übersteigt 
(vgl. Abb. 5).

Die Berechnung quantifiziert eine unter Experten 
mittlerweile akzeptierte Meinung zur suboptimalen 
Verteilung der Wohnflächen am Markt. So sagt z. B. 
Dr. Bölting, Geschäftsführer des InWIS in Bochum: 
„Die ungünstige Verteilung der vorhandenen Wohnflä-
chen ist ein mindestens ein genauso großes Problem, 
wie ein absoluter Wohnungsmangel“.

Wie gezeigt, ist es möglich gleichzeitig sowohl den 
Gesamt-Wohnungsmarkt als auch seine internen Um-
schichtungsmechanismen zu berechnen. Hierüber 
lassen sich, neben der Schaffung eines genaueren 
Marktverständnisses, Potenziale identifizieren, die 
einer Neubautätigkeit ergänzend zur Seite stehen 
und kurzfristig realisiert werden können.

Zusätzlich zu einer weiteren Aufarbeitung der Resul-
tate ist vorgesehen, dass Modell in Richtung einer ex-
pliziten Berücksichtigung von Zu-und Abwanderun-
gen weiterzuentwickeln. Hiermit könnten dann 
regionale Betrachtungen für verschiedene Szenarien 
durchgeführt werden.� n

Abstract
The article shows a new calculation method to quantify the 
internal demand and supply mechanisms of the German 
housing market depending on the age of the market 
participants. In a first step a new quantity the household – 
part of a person is introduced. Using it, the number of virtual 
households of a certain age is calculated. Its development 
over time describes the take-up or disposal of housing units 
by the age groups. The same calculation is made for housing 
floor space needed. The results show, that a age dependent 
calculation of the housing market is valuable tool explaining 
it and offers new insights for mobilization strategies of 
housing potentials.
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1	 Einführung

Was in unseren mitteleuropäischen Breiten heute wie 
eine Selbstverständlichkeit erscheint wie der bezahl-
bare Zugang zu sauberem Wasser, gesunden Lebens-
mitteln, Bildung und medizinischer Versorgung, ist 
es in vielen Ländern der Welt keineswegs. Doch es ist 
nicht selbstverständlich, dass dies auch in Zukunft so 
bleiben wird. Gerade in den letzten Wochen und Mo-
naten wurde nicht nur in europäischen Metropolen 
wie Paris, aber auch Berlin und Wien wieder sehr 
deutlich, was es heißt, wenn Preise nicht mehr gesell-
schaftsverträglich ‚ausgehandelt‘ sind, sondern fast 
beliebig hoch einseitig ‚gesetzt‘ werden können. Die 
Folgen können bis hin zu sozialen Unruhen reichen.

Wenn aktuell in Berlin große Wohnungsunterneh-
men, deren Bestände teilweise sogar aus einst staatli-
chem Wohnungsbesitz stammen, wieder in die öf-
fentliche Hand gelangen sollen, dann verweist man 
sehr oft auf die besondere Situation in Österreich (vgl. 
Punz 2019). Umgekehrt berichtet man inzwischen 
hierzulande über die Pläne in Berlin (vgl. z. B.  
Krutzler/Putschögl 2019, Ortner 2019 und Streiham-
mer 2019). Aber es gibt in Österreich ähnliche Erfah-
rungen aus der Vergangenheit mit Privatisierungen, 
die weniger bekannt sind und hier einbezogen wer-
den, um ein vollständigeres Bild zu vermitteln.

2	� Wohnen als Daseinsvorsorge 
hat (s)einen Preis

„Wohnen“ ist ein besonders elementarer Bereich der 
Daseinsvorsorge. Die Ausgaben für Wohnen nehmen 
bei den Lebenshaltungskosten einen sehr wesentli-
chen Anteil ein. „Wohnungen sind Wirtschaftsgüter – 
Wohnen hingegen nicht!“ (Rößl 2019). Wohnen ergibt 
sich aus der Nutzung einer Wohnung. Diese Woh-
nung entzieht sich ihrer Eigenschaft als Wirtschafts-
gut, solange die Wohnung selbst nicht handel- und 
veräußerbar und damit einer marktlichen Verwer-
tung nicht zugänglich ist. Die Vermietung einer Woh-
nung bezeugt allerdings, dass Angebot und Nach- 

In Deutschland sprach man sich nach 1989 dafür 
aus, die gesetzlich geregelte Gemeinnützigkeit in der 
Wohnungswirtschaft aufzuheben. Im späteren Verlauf 
wurde öffentliches Wohnungseigentum privatisiert. 
Dahinter standen einerseits bestimmte Erwartungen, 
andererseits aber auch Notwendigkeiten, die beide 
als Folge eines wirtschaftspolitischen Verständnisses 
einer immer stärker auf Markt und Wettbewerb setzen-
den Wirtschaftsweise zu verstehen sind.

Dagegen ist in Österreich bis heute die Wohnungs-
gemeinnützigkeit beibehalten worden (vgl. Lugger,  
Holoubek 2008), die auf die deutsche Vorlage zurück-
geht. Gerade in Wien kommt der kommunalen („Wie-
ner Wohnen“), aber auch der gemeinnützigen Wohn-
raumvermietung ein hoher Stellenwert zu; zwei Drittel 
der Wiener Bevölkerung leben in einer geförderten 
Mietwohnung.

Die aktuellen Entwicklungen in Österreich, aber auch 
Erfahrungen aus der Vergangenheit, werden in diesem 
Beitrag verdichtet, um den von kommunalen aber auch 
gemeinnützigen Trägern bereitgestellten Wohnraum 
mit seinem sozialpolitisch wirksamen Anteil als ergän-
zend und ausgleichend gegenüber einem ausschließ-
lich erwerbswirtschaftlichen Angebot zu unterstrei-
chen.

Dr. Holger Blisse

Wohnen nicht nur unter Renditeaspekten betrachten: Wie 
werden wir in Zukunft „leistbar“ wohnen? – Entwicklungen 
in Österreich

Management und Organisation
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frage in Bezug auf die Nutzungsmöglichkeit überein-
stimmend in einem Miet-/Nutzungsvertrag geregelt 
worden sind. Die Aussage, dass in Österreich mit 27% 
ein nur geringer Anteil der Mietwohnungen einem 
freien Markt unterliegt, belegt diese Perspektive;  
allerdings ist umstritten, welcher Anteil die Versor-
gung mit genügend Wohnraum zu moderate(re)n 
Mieten eher fördert bzw. verhindert (vgl. Thomas in 
Hofer 2019).

In den Warenkorb für den österreichischen Verbrau-
cherpreisindex geht der Bereich „Wohnen, Wasser, 
Energie“ mit rund 20% ein. Tatsächlich liegt der An-
teil am Einkommen, der für das Wohnen aufgewen-
det werden muss, deutlich darüber und erreicht bei 
geringen Einkommen auch in Deutschland oft fast die 
Hälfte. Dies dürfte sich in absehbarer Zeit wenig än-
dern. Denn guter und günstiger Wohnraum bleibt 
knapp.

2.1	� Zunehmender Wohnungsbedarf soll 
„leistbar“ bleiben

Erhebungen der Statistik Austria rechnen für Öster-
reich bis zum Jahr 2030 mit über neun Mio. Einwoh-
nern. Schwerpunkte des Bevölkerungswachstums 
und damit des Bedarfs für Wohnraum sind an erster 
Stelle die Landeshauptstädte und deren unmittelba-
rer Einzugsbereich: Wien dürfte 2030 mehr als zwei 
Mio. Einwohner zählen, so dass bis dahin ca. 105.000 
bis 120.000 Wohnungen zusätzlich benötigt werden. 
Ein starker Zuwachs wird auch für den Raum Linz-
Wels prognostiziert. In Graz rechnet man bis 2030 mit 
etwa 1.500 neuen Wohnungen pro Jahr (vgl. Bauten-
ausschuss 2015, S. 1).

Eine Förderung erscheint weiterhin notwendig, um 
z. B. die (Fremdfinanzierungs-) Belastung in städti-
schen Ballungsgebieten mit ihren höheren Grund-
stückspreisen zu verringern. Gerade dort ist der Zu-
wachs an leistbarem Wohnraum begrenzt.

2.2	� Eigentum als eine Alternative zur 
Miete?

Daher sollte nicht ohne Not in die gewachsene Markt- 
und Wettbewerbsstruktur eingegriffen und diese – 
wenn auch zunächst nur punktuell – aufgelöst wer-
den, wie dies mit einer Umwidmung von öffentlichem 
(vgl. Krutzler/Putschögl 2019) aber auch gemeinnüt-
zigem Wohnraum (vgl. Rösner 2017) wieder versucht 
wird bzw. wurde. Denn so viel frei übertragbares  
Eigentum, wie ihm Geld der Investoren gegenüber-
steht, das auf Veranlagung wartet, kann gar nicht ge-
schaffen werden. Und wer will verhindern, dass die 

im Zuge der Privatisierung Eigentümer gewordenen 
Mieter auf ein ‚gutes‘ Angebot eingehen und einem 
privaten, an hohen Einnahmen aus Vermietung inter-
essierten Wohnungsunternehmen/r ihre Wohnung 
verkaufen, um das in der Stadt zu teure Haus im Grü-
nen außerhalb Wiens zu kaufen? Damit erwiese sich 
die Schaffung von Eigentum aus der Privatisierung in 
staatlichem Vermögen als ein nur scheinbar geeigne-
ter Weg zur Vermögensbildung von – zunächst ein-
zelnen, dafür in Frage kommenden – Mieterinnen 
und Mietern, um über die Zeit doch zur Konzentra- 
tion bei wenigen zu führen, nur, dass diese sich nicht 
gegenüber der Gemeinschaft verpflichtet zu fühlen 
brauchen.

In Österreich wurden 2017 etwas mehr als 42% (2016: 
45%) der über 3,8 Mio. Hauptwohnsitzwohnungen in 
Miete bewohnt. In Wien sind es sogar über 75%. Die 
durchschnittliche Höhe der Mieten einschließlich Be-
triebskosten lag in Österreich 2017 bei monatlich  
7,6 Euro/m² (Werte auf eine Stelle gerundet, zum Ver-
gleich 4. Quartal 2018: 7,9 Euro/m²), wovon 5,6 Euro 
auf die Nettomiete und 2,1 Euro auf die Betriebskos-
ten entfallen. Das entspricht durchschnittlichen mo-
natlichen Mietkosten inklusive Betriebskosten von 
505,9 Euro/Wohnung (517,7 Euro). Grundsätzlich neh-
men die Mietkosten mit zunehmender Größe einer 
Wohnung ab. Kleinere Wohnungen mit weniger als 
40 m² Wohnnutzfläche kamen durchschnittlich mit 
Betriebskosten auf 287 Euro Miete/Wohnung; Miet-
wohnungen ab 90 m² kosteten im Durchschnitt  
751 Euro monatlich. Der m²-Preis einschließlich Be-
triebskosten lag bei kleineren Wohnungen (unter  
40 m²) bei 9,2 Euro/m², bei größeren Wohnungen  
(90 m² und mehr) waren es nur 6,8 Euro (2016) (vgl. 
Zucha 2017: S. 1045, Statistik Austria 2018, S. 11 und 
Statistik Austria 2019).

Nach Bundesländern bildet sich eine Rangfolge, an 
deren Spitze Salzburg mit den höchsten durchschnitt-
lichen Mieten inklusive Betriebskosten steht (2017: 
9,2 Euro/m²), es folgen Vorarlberg und Tirol (8,8 bzw. 
8,5 Euro/m²). Wien liegt mit 8,0 Euro/m² an vierter 
Stelle, leicht über dem österreichischen Durchschnitt 
(7,6 Euro/m²). Am niedrigsten sind die durchschnitt- 
lichen Mieten im Burgenland (5,8 Euro/m²) und in 
Kärnten (6,0 Euro/m²) (vgl. Statistik Austria 2018,  
S. 41).

Dabei unterstrich 2015 die zwar nicht in Wien aber 
auf Bundesebene regierende ÖVP in ihrem Grund-
satzprogramm: „Wohnen muss für die Menschen leist-
bar sein. Sozialer Wohnbau soll in erster Linie sozial 
bedürftigen Menschen vorbehalten sein.“ (Öster- 
reichische Volkspartei 2015, S. 36). Aktuell heißt es im 
Regierungsprogramm: „Wohnen ist ein Grundbedürf-
nis und bedarf daher ausgewogener Regelungen. Lang-
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fristig ist Eigentum die angestrebte und günstigste 
Form des Wohnens. Wir müssen alles unternehmen, 
dass wieder vermehrt Wohnraum im Eigentum erwor-
ben werden kann, denn Eigentum ermöglicht ein 
selbstbestimmtes, abgesichertes Leben.“ (Neue Volks-
partei, Freiheitliche Partei Österreichs 2017, S. 47).

Dem ist nicht zu widersprechen. Private Vorsorge 
sollte im Hinblick auf das Einkommen allen möglich 
sein. Doch warum dies mit Hilfe einer Umwidmung 
von bestehendem und auf Dauer angelegtem Gemein-
schaftsvermögen (vgl. für die gemeinnützigen Bau-
vereinigungen Feichtinger/Schinnagl 2017) gesche-
hen soll, das erschließt sich nicht auf den ersten 
Blick.

2.3	 Geförderter Wohnbau

Vor der kommenden Wahl in Wien (2020) wird dies 
derzeit konkretisiert: „Die Entwicklung zeigt, dass 
sich immer weniger Menschen Eigentum leisten kön-
nen. Gerade für Jungfamilien ist eine eigene Wohnung 
ein unerreichbarer Traum. Eigentum verhindert Armut 
im Alter, schafft Wohlstand, mindert die Abwanderung 
in den Speckgürtel und fördert die Unabhängigkeit von 
der Stadt bzw. vom Vermieter. Jene Wienerinnen und 
Wiener, die selbstbestimmt wohnen wollen, sollen das 
auch dürfen und können. Daher haben wir ein Konzept 
entwickelt, das Eigentum wieder möglich macht. Die 
Wohnbauförderung soll auch für jene da sein, die  
Eigentum schaffen wollen.“ (zitiert nach Deleja-Hotko 
2019).

Einen wesentlichen Beitrag zum „leistbaren Woh-
nen“ erbringt der geförderte Wohnbau. Je knapper 
Wohnraum wird, desto schneller steigen die Preise. 
Maßnahmen, wie eine geplante Mietzinsobergrenze, 
Vorbehaltsflächen für förderbaren Wohnraum oder 
die Bereitstellung von günstigen Baurechtsflächen 
sind mögliche Wege ebenso wie die Bereitstellung 
von günstigen Finanzierungen für Wohnbauprojekte.

3	� Preissteigerungen als Folge 
einer (Kapital-) Marktorien- 
tierung

Wie attraktiv der Wirtschaftssektor Wohnen ist, bele-
gen Privatisierungen von öffentlichen Wohnbauge-
sellschaften in Österreich oder Deutschland. Ein  
aktuelles Beispiel einer beide Länder betreffenden 
Unternehmensübernahme in Folge einer Privati- 
sierung bietet die Übernahme der BUWOG durch  
den deutschen Immobilienkonzern Vonovia, beides  
börsennotierte Aktiengesellschaften. Doch bei der  
BUWOG handelte es sich originär nicht um eine nor-

male AG. Sie wurde 1951 von der Republik Österreich 
zur Wohnungsfürsorge für Bundesbedienstete ge-
gründet. Im Jahr 2000 leitete das Bundesministerium 
für Finanzen die Privatisierung der BUWOG und wei-
terer Gesellschaften ein. 2001 verließ die BUWOG per 
Gesetz die Gemeinnützigkeit. Zuerst sollten die Woh-
nungen den Mieterinnen und Mietern zum Kauf ange-
boten werden. Schließlich erhielt ein österreichisches 
Bieterkonsortium den Zuschlag. Im April 2014 wur-
den die Aktien an der Wiener Börse zum Handel zu-
gelassen und gerieten, nicht zuletzt dank der erfolg-
reichen Expansionspolitik des Unternehmens auch 
in Deutschland, in den Blick eines Wettbewerbers 
und wurden 2018 von ihm im Zuge eines Angebotes 
übernommen. Vonovia hatte bereits conwert erwor-
ben und ist gegenüber der BUWOG mit ihren rund 
50.000 Wohnungen deutlich größer mit etwa 350.000 
Wohnungen. Vonovia wird zu einem Marktführer 
auch in Österreich (vgl. Blisse 2018). Die Aktie gilt 
auch in Österreich als eine Kaufempfehlung: „Der 
deutsche Branchenprimus hat […] den Ausblick bestä-
tigt. Der Aktie, deren Kurs nach oben ausgebrochen ist, 
wird noch einiges zugetraut.“ (Steiner 2019, S. 21).

4	� Interessenkonflikte zwischen 
Investoren, Eigentümern und 
Mietern?

Mit dieser Fusion nimmt die Konzentration in der 
Wohnungswirtschaft weiter zu. Ein Konflikt zwischen 
den Interessen der Mieterinnen und Mieter und den-
jenigen der Investoren in Vonovia-Aktien ist unaus-
weichlich. Denn die wenigsten Mieterinnen und Mie-
ter sind zugleich Aktionäre des Unternehmens. Es 
mag eine zu weitgehende Kritik sein, wenn Leistun-
gen im Bereich der Versorgung innerhalb der  
Daseinsgrundfunktionen dem Markt(preis)mecha-
nismus unterworfen sind. Aber ein börsennotiertes 
Wohnungsunternehmen scheint immer weniger nur 
die Erbringung von und Versorgung mit leistbarem 
Wohnraum und ergänzenden Leistungen im Blick zu 
haben.

Dagegen verweist die Opposition in Wien auf diejeni-
gen Mieterinnen und Mieter, deren Einkommen über 
einer bestimmten, für eine Sozialwohnung qualifizie-
renden Grenze liegt. Ihnen soll die Möglichkeit gebo-
ten werden, ihre Wohnung zu erwerben („Kaufoption 
im Gemeindebau“). Derzeit liegt die Grenze dafür, 
sich noch um eine Gemeindewohnung bewerben zu 
können, für eine Person bei 3250 Euro netto im Mo-
nat. Zusätzlich wird eine Gehaltsüberprüfung („Ge-
haltsscheck“) durch den Vermieter, Wiener Wohnen, 
alle fünf Jahre gefordert. Wird die Grenze überschrit-
ten, sollen Mieter ausziehen, marktgerechte Mieten 
zahlen oder die Gemeindewohnung kaufen können. 
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So weitgehend lehnt die Wiener SPÖ, die den Bürger-
meister stellt, dies ab. Es besteht die Gefahr, dass die 
Wohnungen nicht zu marktgerechten Preisen veräu-
ßert werden könnten (vgl. Krutzler/Putschögl 2019, 
Zitate: ebd.).

5	 Fazit

In Österreich hatte man sich für den Erhalt der Woh-
nungsgemeinnützigkeit entschieden, die in Deutsch-
land 1990 aufgehoben worden ist. Gerade in Wien 
kommt daneben dem kommunalen Wohnungsange-
bot eine große Bedeutung zu. Wenn auch hier über 
Möglichkeiten einer Privatisierung nachgedacht 
wird, dann ist dies eng verbunden mit dem Verständ-
nis einer (freien) Marktwirtschaft. Dies könnte in der 
Folge zu „Berliner Verhältnissen“ führen, wenn die 
im Zuge selbst einer nur punktuellen Privatisierung 
Eigentümer gewordenen Mieter ihre Wohnung mit 
Gewinn weiter verkaufen können, z. B. an einen pri-
vaten, an hohen Einnahmen interessierten Woh-
nungsvermieter, der diese Eintrittsmöglichkeit in den 
kommunalen Bestand möglicherweise auszudehnen 
beabsichtigt.

Denn der Vergleich nach der Art der Hauptmiete  
belegt, dass Genossenschaftswohnungen mit  
6,8 Euro/m² durchschnittliche Wohnkosten ein-
schließlich Betriebskosten – nach Gemeindewoh-
nungen mit 6,5 Euro/m² – günstiger abschneiden als 
andere Hauptmieten mit 8,8 Euro/m². Angesichts der 
stark steigenden Mieten gerade in Ballungsräumen 
und der teilweise von Seiten der Politik eingebrach-
ten Privatisierungsidee im Wiener Gemeindebau 
wünschte man sich, die Regierung würde ihre Posi- 
tion nicht nur zum privaten Gemeinschaftsvermögen, 
sondern auch für das kommunale landesweit gelten 
lassen: „Wir bekennen uns klar zum Prinzip der Woh-
nungsgemeinnützigkeit und sprechen uns gegen Spe-
kulation mit dem Vermögen gemeinnütziger Bauver- 
einigungen aus.“ (Neue Volkspartei, Freiheitliche Par-
tei Österreichs 2017).

Die günstigen Hauptmieten einschließlich Betriebs-
kosten sprächen für jede der beiden Ausprägungen 
mit ihrem ausgleichenden Beitrag im Markt. Zweifel-
los sind auch diese Bestände zu pflegen und zu ent-
wickeln und wirtschaftlich zu führen, eröffnen dann 
aber eben auch größere Spielräumen für eine soziale 
Gestaltung (vgl. Ludl 2017).

Dieser Beitrag ist Herrn Prof. KR Dr. Herbert Ludl zu 
seinem 75. Geburtstag gewidmet.� n
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1	 Einführung

In Zeiten zunehmender Neoliberalisierung von Stadt- 
und Quartiersentwicklung (vgl. Heeg/Rosol 2007; 
Altrock 2014) werden vermehrt neue Formen sowie 
nichtstaatliche Akteure einer urbanen sowie lokalen 
Governance diskutiert (vgl. Hohn/Lötscher/Wiegand 
2006; Altrock 2008; Schnur/Drilling 2009), um zu-
künftig Prozesse und Entwicklungen auf lokaler Ebe-
ne bewusst zu steuern. Neben dem Engagement der 
Zivilgesellschaft unter dem Stichwort der Bürgerkom-
mune (vgl. Hill 2005, S. 567) wird auch die Privatwirt-
schaft als zentraler Akteur einer neuen lokalen Ent-
wicklungssteuerung thematisiert (vgl. Sinnig 2011, 
S. 208 ff.; Vollmer 2011, S. 263). Hierbei werden vor 
allem Wohnungseigentümer als zukünftig wichtige 
Akteure hinsichtlich der Quartiersentwicklung disku-
tiert (vgl. Schnur/Markus 2010, S. 184 ff.; Grzesiok/
Hill 2014, S. 8). Wohnungsgenossenschaften werden 
dabei, auch aufgrund ihrer Entstehungsgeschichte 
sowie ihrer Organisationsform, als Eigentümer be-
wertet, welche „zur Übernahme weitergehender sozia-
ler, gesellschaftlicher beziehungsweise staatlicher Auf-
gaben“ (BMUB 2004, S. 16) prädestiniert seien. Zwar 
besteht hinsichtlich der Rolle von Wohnungsgenos-
senschaften als sozialen Vermietern kaum mehr ein 
Zweifel, jedoch bleibt diese Einschätzung stets auf 
das im Genossenschaftsgesetz angelegte und in den 
individuellen Satzungen festgeschriebene Mieter-Ver-
mieter-Verhältnis beschränkt. Die Bedeutung von 
Wohnungsgenossenschaften über ihre Bestände und 
das direkte Wohnumfeld hinaus, sprich in einem wei-
teren Quartierskontext, wurde bisher noch kaum sys-
tematisch bearbeitet und diskutiert. Da Erkenntnisse 
hinsichtlich privater und öffentlicher Wohnungsun-
ternehmen zeigen, dass die Aktivitäten von Woh- 
nungseigentümern im Quartier nicht nur auf die 
Rechtsform bzw. den Eigentümertyp zurückzufüh-
ren, sondern von komplexen Erklärungszusammen-
hängen abhängig sind (vgl. Kitzmann 2017 u. 2018), 
stellt sich auch für Wohnungsgenossenschaften die 
Frage, ob sich die Einschätzung eines sozialen  
Akteurs auch auf den Quartierskontext übertragen 
lässt. 

Wohnungsgenossenschaften werden aufgrund ihres 
Unternehmensprinzips gemeinhin als sozial engagier-
te Wohnungseigentümer bewertet. So wurden sie im 
Rahmen der massiven Wohnungsprivatisierungen der 
öffentlichen Hand seit Ende der 1990er Jahre immer 
wieder als sozialverträgliche Alternative zum Verkauf 
an private Finanzinvestoren angesehen und auch aktu-
ell werden Genossenschaften im Rahmen der aktuellen 
Debatte um angespannte städtische Wohnungsmärkte 
wieder zunehmend thematisiert. Die Einschätzung als 
sozialer Akteur bezieht sich jedoch allzu oft auf den 
Umgang mit den eigenen Mietern. Die Rolle, welche Ge-
nossenschaften in ihren Quartieren übernehmen, wird 
oft pauschal von dieser Beurteilung abgeleitet. Dabei 
mangelt es jedoch an systematischen Forschungsar-
beiten, welche die Bedeutung von Wohnungsgenossen-
schaften über den Wohnungsbestand und das -umfeld 
hinaus in einem weiteren Quartierskontext beleuchten. 
Da aufgrund staatlichen Rückzugs aus der Stadtent-
wicklungsplanung Wohnungseigentümern insgesamt 
eine enorme Bedeutung im Quartier beigemessen wird, 
ist eine intensive Auseinandersetzung mit einzelnen 
Wohnungseigentümern auch vor diesem Hintergrund 
zwingend erforderlich. Der vorliegende Beitrag analy-
siert die Rolle von Wohnungsgenossenschaften in Ber-
liner Quartieren und zeigt dabei auf, dass pauschale 
Wirkungszusammenhänge in Frage gestellt werden 
müssen und es zukünftig einer differenzierteren Be-
wertung der Rolle der Wohnungsgenossenschaften im 
Quartierskontext bedarf.
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Der vorliegende Beitrag beleuchtet somit, inwiefern 
sich Wohnungsgenossenschaften über den eigenen 
Bestand bzw. das direkte Wohnumfeld hinaus im 
Quartier engagieren, um somit bewerten zu können, 
inwiefern sie einen aktiven Beitrag zur Entwicklung 
lokaler Quartiersstrukturen leisten (können).

Über die wissenschaftliche Relevanz hinaus ergibt 
sich die Bedeutung des Themas aus aktuellen gesell-
schaftlichen Entwicklungen. In Zeiten angespannter 
städtischer Wohnungsmärkte erlebt die Idee genos-
senschaftlichen Wohnens explizit durch Neugrün-
dungen (vgl. BBSR 2014, S. 10 ff.) sowie Zulauf bei be-
stehenden Wohnungsgenossenschaften und auch 
implizit durch neuentstehende Baugruppen sowie 
gemeinschaftliche Wohnprojekte (auch anderer 
Rechtsformen) wieder Zuspruch (vgl. Fedrowitz 2016; 
Metzger 2016). Auch die Aufnahme der  
Genossenschaftsidee als ersten deutschen Beitrag 
auf die Repräsentative UNESCO-Liste des Immateriel-
len Kulturerbes der Menschheit im Jahre 2016 (vgl. 
UNESCO 2017) belegt die aktuelle gesellschaftliche 
Bedeutung von Genossenschaften.

2	� Genossenschaften als soziale 
Wohnungseigentümer

Die Konnotation des sozialen Wohnungseigentü-
mers, welche Wohnungsgenossenschaften seit jeher 
zugeschrieben wird, ist eng mit deren Entstehung als 
Gegenmaßnahme zur sich verschärfenden Woh-
nungsnot in den deutschen Städten Ende des 19. Jahr-
hunderts verknüpft (vgl. Crome 2007, S. 212). Der 
enorme Urbanisierungsprozess im Zusammenhang 
mit der stattfindenden Industrialisierung führte zu 
katastrophalen Wohnbedingungen. Ziel der Grün-
dung von Wohnungsgenossenschaften war es, der 
quantitativen und qualitativen Wohnungsnot – ins-
besondere in den rasant wachsenden Städten – ent-
gegenzutreten (vgl. Beetz 2007, S. 241) und günstigen 
Wohnraum für die Arbeiterschicht zu schaffen. Be-
reits ab 1867 bildete sich ein Äquivalenzprinzip in der 
Wohnungswirtschaft heraus, bei dem der Staat nur 
solche Genossenschaften und Gesellschaften förder-
te, die sich einer „soziale[n] Orientierung“ (Schmitt 
2003, S. 57) verpflichteten. Obwohl die erste Woh-
nungsgenossenschaft in Deutschland („Häuserbau-
genossenschaft zu Hamburg“) bereits 1862 gegründet 
wurde, nahmen Genossenschaftsgründungen erst ab 
1889 rasant zu. Durch die Novellierung des Genos-
senschaftsgesetzes hafteten die Mitglieder nun nicht 
mehr mit ihrer gesamten Existenz, sondern nur noch 
mit ihrem eingebrachten Kapital (vgl. Crome 2007, 
S. 212). Noch heute stellt dieses Gesetz die Rahmenbe-
dingungen für genossenschaftliches Handeln und 
ihre soziale Ausrichtung dar, da es vornehmlicher 

Zweck einer eingetragenen Genossenschaft ist, „den 
Erwerb oder die Wirtschaft ihrer Mitglieder oder deren 
soziale oder kulturelle Belange durch gemeinschaftli-
chen Geschäftsbetrieb zu fördern“ (BMJV 2017a, S. 7). 
Aufgrund dieser gesetzlich verankerten Ausrichtung 
wohnungsgenossenschaftlichen Handelns auf deren 
Mieter werden Genossenschaften auch heute noch – 
insbesondere in Abgrenzung zu anderen Eigentümer-
typen – als soziale Wohnungseigentümer bewertet.

Während zur Zeit der deutschen Teilung die Woh-
nungsgenossenschaften in der BRD hinsichtlich der 
Wohnraumförderung mit anderen gemeinnützigen 
Wohnungsgesellschaften gleichgesetzt wurden (vgl. 
König 2004, S. 33 ff.; Wiest et al. 2017, S. 146), sorgte 
die Abschaffung der Wohnungsgemeinnützigkeit 
1990 (vgl. Jenkis 2000, S. 143 ff.) dafür, dass sich Woh-
nungsgenossenschaften durch ihre Prinzipien wieder 
klarer von anderen Akteuren auf dem Wohnungs-
markt abgrenzen konnten und aufgrund eines ent-
spannten Wohnungsmarktes auch mussten (vgl.  
König 2004, S. 38). Dies zeigte sich bereits in der Dis-
kussion um die Transformation der ostdeutschen 
Wohnungswirtschaft nach der Wiedervereinigung. 
Da sich die laut Einigungsvertrag (vgl. BMJV 2017b,  
S. 8) und Altschuldenhilfegesetz (vgl. BMJV 2015, S. 1) 
vorgesehene Mieterprivatisierung als sehr schwierig 
darstellte (vgl. Sander 1994, S. 19; Borst 1996, S. 112 ff.; 
Steinmetz 2003, S. 132 ff.), wurden im Mai 1995 auch 
andere Formen mieternaher Privatisierung zugelas-
sen. Neben Mietergemeinschaften waren dies auch 
neu- oder ausgegründete Wohnungsgenossenschaf-
ten (vgl. Plesse 1999, S. 82 ff.). Auch während der Pha-
se der massenhaften Verkäufe öffentlicher Woh-
nungsbestände ab Ende der 1990er wurden Woh-
nungsgenossenschaften sowohl in der medialen (vgl. 
Kitzmann 2017, S. 131) als auch in der fachwissen-
schaftlichen Diskussion (vgl. Harms 2007, S. 61 f.; 
Plattner 2008, S. 147) als Alternative zum Verkauf an 
private Finanzinvestoren diskutiert. Der Mehrwert 
der Genossenschaften wurde besonders im Hinblick 
auf die Mieterorientierung diskutiert, welche große 
Mieterhöhungen nicht erwarten ließe (vgl. König 
2007, S. 236). 

Auch die Diskussion um eine soziale Wohnraumver-
sorgung, welche aktuell im Rahmen angespannter 
städtischer Wohnungsmärkte mit Mangel an (er-
schwinglichem) Wohnraum, steigenden Mieten und 
Verdrängung von sozial schwächeren Haushalten un-
ter dem Schlagwort der „neue[n] Wohnungsfrage“ 
(Metzger 2016, S. 18) geführt wird, sorgt für eine zu-
nehmende Debatte über die Rolle von Genossen-
schaften als sozialem Wohnungsversorger (vgl. Wiest 
et al. 2017, S. 144). Die Ursache für die soziale Miet-
preisgestaltung der Genossenschaften liegt im Auf-
trag zur Förderung der eigenen Mitglieder mit preis-
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wertem Wohnraum (vgl. Crome 2007, S. 211; 
Brüggerhoff 2015, S. 86). Aufgrund der angespannten 
Situation auf den städtischen Wohnungsmärkten 
kommt es – auch durch politische Unterstützungs-
strukturen – vermehrt zu Gründungen sogenannter 
Baugemeinschaften bzw. -gruppen (vgl. Metzger 
2016, S. 19; Vollmer/Spellerberg 2018, S. 157 ff.). 
Wenngleich diese nicht immer in der Rechtsform ei-
ner Genossenschaft gegründet werden und das ge-
meinschaftliche und nachbarschaftliche Zusammen-
leben nicht in jedem Fall im Vordergrund der Projekte 
steht, verbirgt sich doch die genossenschaftliche 
Grundidee dahinter, sich kooperativ und selbstorga-
nisiert mit dauerhaft günstigem Wohnraum zu versor-
gen (vgl. Wonneberger 2015, S. 73; Fedrowitz 2016, 
S. 10).

Über die Rolle des sozialen Wohnraumversorgers hin-
aus werden Wohnungsgenossenschaften auch hin-
sichtlich ihrer sozial-kulturellen Aktivitäten im Be-
stand als sozial engagiert charakterisiert. Auch hier 
spiegelt sich der Auftrag zur Förderung der eigenen 
Mitglieder wider. So können das Vorhandensein von 
Gemeinschaftsräumen für gemeinsame Aktivitäten 
(vgl. Besecke/Enbergs 2008, S. 71; Beckmann/Magnin 
2013, S. 40; Lenk/Rottmann/Hesse 2013, S. 48 ff.) so-
wie zielgruppenspezifische Projekte oder Veranstal-
tungen (vgl. Beetz 2007, S. 246; Besecke/Enbergs 
2008, S. 70; Habermann-Nieße/Nieße/Schlomka 
2009, S. 22) die Hausgemeinschaft bzw. das gemein-
schaftliche Miteinander der Mieterschaft stärken. Ge-
rade dieser soziale Aspekt ist es, welcher aktuell, und 
dies ist der Unterschied zu reinen Baugruppen, zu 
einem dynamischen Gründungsgeschehen verschie-
dener gemeinschaftlicher Wohnprojekte führt (vgl. 
u. a. Spellerberg et al. 2018, S. 2 ff.), deren Bewohner 
„sich bewusst für die gegenseitige Unterstützung und 
das gemeinschaftliche Leben entschieden haben“  
(Fedrowitz 2016, S. 9) und welche als Gegenmodell 
bzw. Antwort auf die zunehmende gesellschaftliche 
Individualisierung interpretiert werden können (vgl. 
Pätzold 2014, S. 6). Dabei werden diese Wohnprojekte 
als neue Projektgenossenschaften gegründet, von be-
stehenden Wohnungsgenossenschaften realisiert 
oder verschiedene Projekte schließen sich als Dach-
genossenschaft zusammen (vgl. ebd., S. 6; BBSR 2014, 
S. 24). Des Weiteren gründen sich auch gemeinschaft-
liche Wohnprojekte, welche zwar nicht die Rechts-
form einer Genossenschaft annehmen, sich jedoch – 
zumindest implizit – auf genossenschaftliche 
Grundprinzipien wie gemeinschaftliches Zusammen-
leben und Solidarität beziehen (vgl. Gerhards/Lan-
genbahn/Schlauch 2018, S. 55 ff.; Schelisch 2018, 
S. 128 ff.).

Über das intensive Verhältnis zur eigenen Mieter-
schaft hinaus werden Wohnungsgenossenschaften 

als wichtige Partner von Kommunen und Gemeinden 
bewertet (vgl. Habermann-Nieße/Nieße/Schlomka 
2009, S. 18 ff.; BBSR 2016b, S. 104 ff.; Wiest et al. 2017, 
S. 155). Insbesondere vor dem Hintergrund der massi-
ven Privatisierungen von öffentlichen Wohnungsbe-
ständen seit Ende der 1990er Jahre und dem daraus 
resultierenden verringerten kommunalen Hand-
lungsspielraum hinsichtlich sozialer Wohnraumver-
sorgung wird Genossenschaften in dieser Beziehung 
auch über den eigenen Bestand hinaus erhöhte Be-
deutung, insbesondere durch „eine wichtige preis-
dämpfende Funktion“ (Montanari/Wiest 2014, S. 1)  
für lokale Wohnungsmärkte, zugeschrieben. Ferner 
werden Genossenschaften auch als wichtige Akteure 
hinsichtlich Stadt- und Quartiersentwicklung disku-
tiert, welche einen wertvollen Beitrag im Rahmen 
„der Zusammenarbeit mit den Kommunen bei der Pfle-
ge und Stabilisierung von Nachbarschaften über den 
eigenen Wohnungsbestand hinaus“ (BMUB 2004, S. 4) 
leisten. Diese Bewertung wird jedoch zumeist recht 
pauschal aufgrund des sozialen Selbstanspruches 
der Genossenschaften sowie deren Umgang mit der 
eigenen Mieterschaft abgeleitet. Zwar konnten Woh-
nungsgenossenschaften, beispielsweise im Rahmen 
von Stadtumbauprogrammen, durchaus als wesentli-
che Kooperationspartner gewonnen werden (vgl. 
BMVBS 2012, S. 12 f.; BMUB 2014, S. 24 u. S. 56; BBSR 
2016a, S. 109 f.), jedoch konnten diese Befunde nicht 
umfassend bestätigt werden, denn „die Bereitschaft 
der Genossenschaften […], sich im Rahmen des Pro-
gramms Stadtumbau Ost […] zu beteiligen, war [in Ber-
lin-Marzahn], zurückhaltend formuliert, eher gering“ 
(Bielka 2010, S. 16). Auch Beckmann/Magnin konsta-
tieren, dass Städte beim Rückbau „nur auf die kom-
munalen Unternehmen zurückgreifen [können], Ge-
nossenschaften halten an ihrem kollektiv geschaffenen 
und geteilten Besitz fest“ (Beckmann/Magnin 2013, 
S. 20). Beetz stellt diesbezüglich fest, dass die Nach-
barschaft, als direktes Umfeld der eigenen Bestände, 
zwar eine bedeutende Rolle innerhalb genossen-
schaftlichen Handelns einnimmt, der Beteiligung im 
Rahmen von Stadtentwicklungsprogrammen jedoch 
kaum Bedeutung beigemessen wird, wodurch die Ab-
grenzung der Aktivitäten gegenüber dem erweiterten 
Quartierskontext deutlich wird (vgl. Beetz 2007, 
S. 248 f.). Auch andere Arbeiten relativieren den Bei-
trag von Genossenschaften zur Quartiersentwick-
lung, da „[e]ine Aktivierung von Genossenschaften für 
den Quartierszusammenhang über ihre wohnungswirt-
schaftliche und soziale Funktion hinaus […] bisher we-
nig entwickelt [ist]“ (Habermann-Nieße/Klehn 2007, 
S. 228). Darüber hinaus betreiben sie „kein program-
matisch aktives Quartiersmanagement […] [und] […] 
keine gezielten Aktivitäten zur planvollen Entwicklung 
von Quartieren“ (BMVBS 2006, S. 19). Eine allgemeine 
Erklärung kann hier in der satzungsgemäß veranker-
ten Förderung der Mitglieder gesehen werden, wel-
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che jedoch nicht die Interessen der Allgemeinheit 
beinhaltet, wodurch Abgrenzungstendenzen nach 
außen entstehen können (vgl. Wiest et al. 2017, S. 154). 

Insgesamt sind die Einschätzungen hierzu jedoch 
recht divers. So konnten Beckmann/Magnin in ihrer 
Studie über Wohnungsunternehmen öffentlicher, ge-
nossenschaftlicher und kirchlicher Träger herausar-
beiten, dass Genossenschaften beispielsweise mit 
Schulen vor Ort zusammenarbeiten (vgl. Beckmann/
Magnin 2013, S. 29). Sie kommen insgesamt zu der 
Schlussfolgerung, dass das Engagement der Genos-
senschaften „über den Kreis der eigenen Mitglieder 
hinaus wirksam wird“ (ebd., S. 49). Auch Besecke/ 
Enbergs, die in ihrer Untersuchung das soziale En-
gagement professioneller Wohnungsunternehmen in 
Berlin beleuchteten, konnten zwar belegen, dass Ge-
nossenschaften sich auch aktiv am Quartiersmanage-
ment beteiligten, jedoch „den Bewohner in den Mittel-
punkt ihrer sozialen Aktivitäten stellen“ (Besecke/
Enbergs 2008, S. 21). Im Rahmen beider Studien 
konnte jedoch eine systematische Erfassung genos-
senschaftlichen Handelns im Quartier nicht geleistet 
werden, da der Ausgangspunkt der Untersuchungen 
eine recht überschaubare Anzahl ausgewählter Ge-
nossenschaften war (jeweils zwei) (vgl. ebd., S. 68 ff.; 
Beckmann/Magnin 2013, S. 19 ff.). Dies verdeutlicht, 
dass es, insbesondere auch vor dem Hintergrund der 
zum Teil recht gegensätzlichen Befunde, einen er-
heblichen Bedarf gibt, die Aktivitäten von Woh-
nungsgenossenschaften über den eigenen Woh-
nungsbestand und das -umfeld hinaus im Rahmen 
von quartiersbezogener Forschung systematisch zu 
erfassen und zu bewerten.

3	 Methodisches Vorgehen

Für die empirische Arbeit diente die Stadt Berlin als 
Untersuchungsraum, da hier zum einen die Genos-
senschaften mit ca. 10% am Gesamtwohnungsbe-
stand im Vergleich zum bundesweiten Durchschnitt 
(ca. 5%) deutlich überrepräsentiert sind (vgl. Amt für 
Statistik Berlin-Brandenburg 2013; GDW 2015), sich 
dieser Wohnungsbestand aufgrund der wohnungspo-
litischen Entwicklungen Berlins zudem in verschie-
denen Siedlungsstrukturtypen findet und darüber 
hinaus auch räumlich über große Teile der Stadt ver-
teilt liegt. Somit ergeben sich hier verschiedene Ana-
lysekategorien. Des Weiteren eignet sich Berlin auch 
hinsichtlich dessen Quartiersorientierung: So wurde 
2008 eine Rahmenstrategie Soziale Stadtentwicklung 
verabschiedet, in welcher allgemein eine „[a]ktivere 
Einbindung der Wohnungswirtschaft in die Entwick-
lungsprozesse von Stadtteilen“ (SenStadt 2008, S. 47) 
angestrebt wird. Ferner weist die Stadt eine große An-
zahl an formell beplanten Quartieren auf, welche im 

Rahmen bundesweiter städtebaulicher Entwick-
lungsprogramme ausgewiesen wurden. Auch hier 
sollen Wohnungseigentümer als „starke [...] Partner“ 
(SenStadt 2010, S. 7) der Stadtteilentwicklung aktiv in 
die Programme integriert und deren Ressourcen akti-
viert werden. Somit eignete sich Berlin als Untersu-
chungsraum für eine Arbeit an der Schnittstelle von 
Quartiers- und Wohnungseigentümerforschung all-
gemein sowie für wohnungsgenossenschaftliches 
Handeln in einem weiteren Quartiersumfeld im Spe-
ziellen. Es konnten 18 Quartiere1 mit insgesamt  
20 verschiedenen Wohnungsgenossenschaften in die 
Analyse einbezogen werden (siehe Abb. 1). 

Aufgrund des bisher recht überschaubaren wissen-
schaftlichen Erkenntnisstandes hinsichtlich woh-
nungswirtschaftlichen Handelns im Quartierskontext 
allgemein sowie mit Bezug auf Wohnungsgenossen-
schaften im Speziellen wurde ein exploratives Vorge-
hen gewählt, um die Rolle der Wohnungsgenossen-
schaften in Berlin in einem weiteren Quartierskontext 
bewerten zu können. Als geeignete empirische Erhe-
bungsmethode wurde dazu das problemzentrierte 
Interview gewählt, da sich dieses lediglich an einer 
bestimmten Problemstellung orientiert, dabei jedoch 
durch die vorhandene Offenheit gegenüber dem The-
ma, die Befragten möglichst frei zu Wort kommen 
lässt (vgl. Mayring 2002, S. 67 ff.). Somit eignet es sich 
zur Aufdeckung neuer Erkenntnisse und Konzepte 
(vgl. Lamnek 2010, S. 336). Insgesamt konnten 22 In-
terviews mit 29 Teilnehmenden durchgeführt werden 
– zum einen mit den in allen untersuchten Quartie-
ren vorhandenen Quartiers- bzw. Stadtteilmanage-
ments, zum anderen mit Verantwortlichen der Ber-
liner Bezirksämter sowie der damaligen Senats- 
verwaltung für Stadtentwicklung und Umwelt. In den 
Interviews wurden insbesondere folgende Problem-
stellungen diskutiert: Inwiefern beteiligen sich die 
Wohnungsgenossenschaften konkret an der Quar- 
tiersentwicklung? Warum beteiligen sich einzelne 
Wohnungsgenossenschaften (nicht) an der Quar- 
tiersentwicklung?

4	 Ergebnisse der Untersuchung

Insgesamt lässt sich festhalten, dass Wohnungsge-
nossenschaften auf recht diverse Weise in einem er-
weiterten Quartiersumfeld aktiv sind, wobei sich ide-
elles und praktisches Engagement unterscheiden 
lassen. 

1  �Diese 18 Quartiere waren Teil einer breiter angelegten Untersu-
chung, welche in 33 Berliner Quartieren das Engagement ver-
schiedener Wohnungseigentümertypen untersuchte. Jedoch 
fanden sich nicht in allen der untersuchten Quartiere Wohnungs-
genossenschaften (siehe Kitzmann 2017).
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Während Ersteres nicht durch konkrete monetäre In-
vestitionen bzw. Maßnahmen gekennzeichnet ist, 
sondern „nur“ zeitliche Ressourcen der Mitarbeiter 
aufgewendet werden, lässt sich praktisches Engage-
ment entweder durch konkrete monetäre Investitio-
nen bzw. Maßnahmen oder direkten monetären Ver-
zicht charakterisieren. Es wurden drei Formen 
ideellen Engagements identifiziert: kooperatives Ver-
halten gegenüber den Quartiers- und Stadtteilma-
nagements, Teilnahme an (strategischen) Diskussio-
nen über das Quartier mit den Quartier- und 
Stadtteilmanagements sowie Teilnahme an Quar-
tiersgremien. Die sechs herausgearbeiteten Formen 
des praktischen Engagements wurden durch Maß-
nahmen im (halb-)öffentlichen Raum, Unterstützung 
von sozial-kulturellen Projekten, Aktionen und Ver-
anstaltungen, Unterstützung von (Stadtteil)Festen, 
Bereitstellung von Räumen/Flächen, Kooperationen 

mit lokalen Akteuren sowie durch die Finanzierung 
von Personal für das Quartier realisiert. Um das En-
gagement der Wohnungsgenossenschaften zu syste-
matisieren, wurde dieses für jede einzelne Woh-
nungsgenossenschaft in jedem Quartier einzeln 
ausgewertet und jeweils einer von fünf Kategorien 
(sehr aktiv, aktiv, mäßig aktiv, weniger aktiv und 
kaum/gar nicht aktiv) zugeordnet (für genauere Aus-
führungen zur Charakterisierung der Formen sowie 
der Klassifikation siehe Kitzmann 2017, S. 186 ff. u. 
212 ff.). Dabei zeigte sich deutlich, dass die Aktivitä-
ten durch die verschiedenen Genossenschaften in 
den einzelnen Quartieren recht selektiv stattfanden 
(siehe Abb. 2). 

So konnten Genossenschaften zwar in keinem Fall als 
sehr aktiv charakterisiert, hinsichtlich ihres Engage-
ments jedoch in alle anderen Klassen eingeordnet 

Abb. 1:	 Untersuchte Quartiere mit Wohnungsbestand von Wohnungsgenossenschaften.

Quelle: Eigene Darstellung
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werden. Insgesamt zeigte sich dennoch ein eher ge-
ring ausgeprägtes Engagement, da sich nur in vier 
von 24 Fällen (17%) Genossenschaften durch ein akti-
ves Engagement auszeichneten, dafür jedoch in zwölf 
Fällen (50%) kaum/gar nicht aktiv waren.

Ein erster Erklärungsansatz für diese Befunde kann 
in quartiersspezifischen Strukturen gesehen werden. 
So wurde deutlich, dass das Engagement mit der ent-
sprechenden Siedlungsstruktur in den einzelnen 
Quartieren zusammenhing: Lediglich in (Groß)Wohn-
siedlungen konnten Genossenschaften als aktiv bzw. 
mäßig aktiv charakterisiert werden, wohingegen sie 
in Altbauquartieren ausschließlich kaum/gar nicht 
aktiv waren. Dieser Zusammenhang kann mit dem so-
genannten Trittbrettfahrerverhalten bei der freiwilli-
gen Bereitstellung öffentlicher Güter erklärt werden. 
In diesem Zusammenhang kann die Erbringung der 
verschiedenen Formen des Engagements als öffentli-
ches Gut verstanden werden, da auch hier keine Ex-
klusivität sowie Rivalität hinsichtlich der Nutzung 
(vgl. Varian 1992, S. 414; Beermann 2006, S. 115) be-
steht und durch die Erbringung des Engagements zu-
dem positive externe Effekte für andere Akteure ent-
stehen (vgl. Dybvig/Spatt 1983, S. 231). Da der 

2  �Jedes Symbol repräsentiert eine Genossenschaft mit Wohnungs-
bestand in einem Quartier. Da die verschiedenen Genossenschaf-
ten in den untersuchten Quartieren unterschiedlich häufig über 
Bestände verfügten (maximal in drei Quartieren), sind einige Ge-
nossenschaften durch die Vielzahl an Quartieren in der Analyse 
häufiger vertreten.

Mehrwert des Engagements nicht auf die eigene Mie-
terschaft beschränkt bleibt, nimmt bei steigender Ei-
gentümerzahl bzw. bei sinkendem Anteil eigener Mie-
ter im Quartier die Bereitschaft zum Engagement 
tendenziell ab. Dies bestätigt die Annahme von Wie-
zorek (vgl. Wiezorek 2009, S. 29), dass das Trittbrett-
fahrerproblem in Quartieren mit einer homogeneren 
Eigentümerstruktur (wie in (Groß)Wohnsiedlungen) 
eher geringer ausgeprägt ist als in heterogenen Alt-
bauquartieren und es somit dort eher zu aktivem En-
gagement der Eigentümer kommt.

Eine zweite Erklärung liefern die Wohnungsbestands-
größen der Genossenschaften in den einzelnen Quar-
tieren (siehe Abb. 3).

Es wird deutlich, dass das Engagement mit größerem 
Wohnungsbestand eher aktiver ausfällt, wohingegen 
in Quartieren, in welchen Wohnungsgenossenschaf-
ten lediglich über kleinere Bestände verfügen, En-
gagement eher ausbleibt. Auch die Interviewten be-
stätigten diesen Zusammenhang für die Erklärung 
des Engagements: „Und ich weiß zum Beispiel die 
GS#18, die sagt: ‚Ja, wir haben hier nur so wenige Häu-
ser.‘ Das ist jetzt nicht ihr Schwerpunktgebiet“ 
(Exp#23). Im Rahmen der Untersuchung waren von 
den 22 hinsichtlich ihrer Größe bestimmten Woh-
nungsbeständen der Genossenschaften zwölf kleine-
re Bestände (< 500 Wohneinheiten), fünf mittelgroße 
Bestände (500 – 1000) sowie fünf größere Bestände 
(> 1.000). Hierbei trat nur in einem Fall eine Genos-
senschaft mit einem kleineren Bestand als aktiv auf, 

Abb. 2:	 Quartiersengagement von Genossenschaften2

Quelle: Eigene Darstellung

En
ga

ge
m

en
t d

er
 W

oh
nu

ng
se

ig
en

tü
m

er

Sehr 
aktiv

Aktiv

Mäßig 
aktiv

Weniger 
aktiv

Kaum/gar 
nicht aktiv

Altbauquartier

Mischquartier

(Groß)Wohnsiedlung



ZIWP 1 / 2019	 Kundengruppen und Innovationen  Wohnungsgenossenschaften als sozialer Akteur im Quartier!?� 1539

wohingegen in neun Fällen kaum/gar kein Engage-
ment identifiziert werden konnte. Diese Befunde be-
stätigen Einschätzungen hinsichtlich genossen-
schaftlichen Engagements „vor allem in den 
Quartieren, in denen sie einen signifikanten Anteil am 
Wohnungsbestand haben“ (Habermann-Nieße/ 
Nieße/Schlomka 2009, S. 19).

Jedoch zeigte sich auch bei Genossenschaften mit 
mittelgroßen bzw. großen Beständen in einzelnen 
Quartieren nur wenig bzw. kaum/gar kein Engage-
ment. Hierbei wird über die zuvor geschilderten eher 
ökonomisch begründeten Zusammenhänge hinaus 
noch ein weiterer, in den genossenschaftlichen 
Grundprinzipien verankerter, Erklärungsansatz für 
das Engagement im Quartier deutlich: Nicht nur die 

3  �Die vertikale Position der Symbole innerhalb der einzelnen Ka-
tegorien des Engagements stellt keine weitere Abstufung des 
Engagements dar, sondern ist lediglich der graphischen Darstell-
barkeit geschuldet. Für zwei Wohnungsbestände konnten die 
Größen nicht ermittelt werden, weshalb nur 22 Bestände berück-
sichtigt werden konnten.

Größe des eigenen Bestandes stellt sich als Kriterium 
für das Engagement heraus, sondern dieses leitet sich 
zudem deutlich aus einer (räumlichen) Abgrenzung 
gegenüber dem Gesamtquartier ab: „Dadurch, dass 
sie auch meistens nicht die Größten in den Quartieren 
sind, machen sie erst mal ganz stark ihre eigenen Be-
stände und eben was ihnen wichtig ist in ihren Bestän-
den. […] das Gesamtquartier ist für sie keine Kulisse in 
dem Sinn“ (Exp#6). Die klare Trennung zwischen ei-
genem Bestand und größerem Quartierskontext be-
gründet sich durch die Ausrichtung verschiedenster 
Aktivitäten auf die Interessen und Belange der eige-
nen Mitglieder bzw. Mieter. Diese Orientierung wurde 
auch bezüglich des Engagements in einem weiteren 
Quartierskontext deutlich: „Also, die [GS#1] engagie-
ren sich, sagen wir mal, für ihren Bestand – und das 
machen sie auch gut. Und darüber hinaus haben sie 
eigentlich keine großen Interessen am Quartier“ 
(Exp#3). Diese Innenausrichtung wurde in zahlrei-
chen Quartieren bestätigt: „Aber auch die Frage: 
‚Könnten wir da irgendwie gemeinsam was machen?‘, 
sagte sie [GS#4]: ‚Nein, wir können nur innerhalb un-
serer Bestände was machen‘“ (Exp#44). Die Ausrich-

Abb. 3:	� Engagement der Wohnungsgenossenschaften in Abhängigkeit von deren Wohnungs- 
bestandsgrößen3

Quelle: Eigene Darstellung
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tung auf die eigenen Bestände führte letztendlich 
dazu, dass Engagement in einem größeren Quar-
tierskontext oft ausblieb und Angebote von Genos-
senschaften nur für die eigenen Mieter zugänglich 
waren: „Und das Gleiche gilt auch für die GS#17: Die 
hatten wir auch am Anfang mal kontaktiert. Da hatten 
sie gerade ihr Haus da hinten, ihr Gemeinschaftshaus, 
gebaut. Da hatten wir probiert, ob wir da auch zum 
Beispiel Quartiersratssitzungen abhalten dürfen und 
so. Und das war dann relativ schnell klar: ‚Nein!‘ Also, 
in der Genossenschaft ist der Diskussionsstand eher: 
‚Nö, es ist nur für unsere Leute. Wir möchten nicht, 
dass da andere reinkommen‘“ (Exp#9). 

5	 Diskussion der Ergebnisse

Die dargelegten Erkenntnisse hinsichtlich der Aktivi-
täten von Wohnungsgenossenschaften in den unter-
suchten Berliner Quartieren über deren Kernkompe-
tenz als Wohnungsvermieter hinaus zeigen, dass das 
Engagement in einem weiteren Quartierskontext ins-
gesamt zwar vielfältige Formen annehmen kann, je-
doch die Intensität generell als gering zu bewerten ist 
und Genossenschaften nur in einigen wenigen Quar-
tieren Verantwortung jenseits des eigenen Bestandes 
und der eigenen Mieterschaft übernehmen. Diese 
selektive Erbringung von Engagement hängt von 
zahlreichen Determinanten ab (Siedlungs- und Ei-
gentümerstruktur im Quartier, Größe des eigenen Be-
standes und somit Größe der eigenen Mieterschaft im 
Quartier). Neben diesen in der Untersuchung deut-
lich zutage getretenen Erklärungszusammenhängen 
zeigte sich darüber hinaus vereinzelt auch ein ande-
rer Faktor, welcher das genossenschaftliche Engage-
ment im Quartier beeinflusste – das Vorhandensein 
relevanter Persönlichkeiten im Unternehmen: „Da-
mals war der Geschäftsführer [der GS#15] Herr […]. 
Und der hatte auch persönliches Interesse […] und hat 
uns auch damals zum Beispiel einen Raum zur Verfü-
gung gestellt, kostenfrei, den wir dann also für unsere 
Quartiersaktivitäten hier nutzen konnten, jahrelang 
[…]. Und nach dem Wechsel, nachdem er selber gegan-
gen ist, mussten wir dann halt sofort Mietvertrag un-
terschreiben oder halt auch Betriebskosten bezahlen 
[…]. Dann hatten wir gar keinen Kontakt mehr. Dann 
ist es halt total abgebrochen“ (Exp#36). Diese als Ga-
te-Keeper fungierenden Persönlichkeiten können so-
mit einen enormen Einfluss auf die Ausgestaltung 
und Intensität der Aktivitäten im Quartier ausüben.

Insgesamt wird deutlich, dass sich die Bewertung ge-
nossenschaftlicher Aktivitäten in einem weiteren 
Quartierskontext jeglicher pauschaler Charakterisie-
rung entzieht, da diese von einer Vielzahl verschiede-
ner Faktoren abhängt. Ferner steigert die zeitliche 
Dynamik, welcher die Ausgestaltung der einzelnen 

Faktoren zudem unterliegt, die Komplexität der Ana-
lyse genossenschaftlichen Engagements. Dies korres-
pondiert mit bisherigen Befunden hinsichtlich Quar-
tiersaktivitäten anderer Eigentümer. So konnten auch 
für kommunale Wohnungsunternehmen sowie priva-
te Finanzeigentümer die Determinanten der Sied-
lungsstruktur, der eigenen Bestandsgröße im Quar-
tier sowie der Rolle von Gate-Keepern als relevant für 
die Ausgestaltung des Engagements sowie insgesamt 
eine enorme Komplexität der Erklärungszusammen-
hänge sowie Determinantenkonstellationen für woh-
nungswirtschaftliche Aktivitäten im Quartier heraus-
gearbeitet werden (vgl. Kitzmann 2017, S. 247 ff.; ders. 
2018, S. 45 ff.; ders. 2019, S. 9 ff.).

Aufgrund der eher schwach ausgeprägten und zudem 
sehr selektiven genossenschaftlichen Aktivitäten, 
welche in einem sehr unterschiedlichen Engagement 
in verschiedenen Quartieren jenseits der eigenen Be-
stände resultieren, müssen Wohnungsgenossen-
schaften als wichtige Akteure einer zukünftigen 
Quartiersentwicklung differenziert bewertet werden. 
Zum einen sorgen sie durch eigene Aktivitäten für po-
sitive Effekte im Quartier: „Der Aspekt Genossenschaf-
ten ist bei uns auch relativ klein, aber nachhaltig in der 
QM-Kulisse, weil wir da in einzelnen Kiezen feststellen, 
dass dort ein kleiner Bestand, nämlich ein […] Haus 
mit 30 Wohneinheiten, die jetzt der GS#20 gehören, 
nachhaltige Effekte dort vor Ort haben. Also, das ist 
eher qualitativ, weniger quantitativ“ (Exp#10). Zum 
anderen bleiben aufgrund der starken Innenfokussie-
rung jene Effekte häufig lokal recht beschränkt und 
sind im größeren Quartierskontext kaum wahrnehm-
bar. Der Mehrwert genossenschaftlicher Aktivitäten 
für das Gesamtquartier ergibt sich somit aus dem Ver-
hältnis des genossenschaftlichen Wohnungsbestan-
des in Relation zur Größe des Quartieres. Je größer 
die Bestände der Genossenschaften in den Quartie-
ren sind, desto mehr wird der Mehrwert genossen-
schaftlicher Aktivitäten auch zu einem Mehrwert für 
das gesamte Quartier, da ein großer Teil der Quar-
tiersbewohnerschaft als Mieter der Genossenschaft 
selbst direkt an den Aktivitäten der Genossenschaf-
ten teilhaben kann. Je geringer der Bestand jedoch 
ist, desto geringer ist der Mehrwert für das Quartier. 

Bewertet man die dargelegten Ergebnisse vor dem 
Hintergrund einer Diskussion um Genossenschaften 
als soziale Wohnungseigentümer, lässt sich zunächst 
ein ambivalentes Bild konstatieren. Die gewonnenen 
Erkenntnisse aus den untersuchten Berliner Quartie-
ren konnten ein intensives Engagement im Rahmen 
von Nachbarschaftsaktivitäten, welche sich auf die 
eigenen Bestände und somit auf die eigene Mieter-
schaft beziehen, belegen. Dies bestätigt die bisherige 
Sichtweise auf Wohnungsgenossenschaften als sozia-
le Vermieter, die neben der Versorgung der Mitglieder 
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Abstract
Housing cooperatives, due to their corporate principles, are 
generally discussed as a socially acting housing owner. 
During the nationwide massive housing privatization since 
the end of the 1990s, housing cooperatives were brought 
into play as a more socially acceptable alternative to private 
investors. Also recently, housing cooperatives are, again, 
increasingly discussed within the debate on tense urban 
housing markets. The assessment as a social actor, however, 
refers first and foremost to the treatment of their tenants. 
The role that housing cooperatives play in the neighborhood 
is, however, only generally derived from this appraisal. 
Systematic research, which examines the significance 
beyond their housing stock and the direct environment is, 
however, lacking. Due to the withdrawal of the public domain 
from urban development, housing owners are generally 
ascribed to have an enormous importance for the future 

mit günstigem Wohnraum zudem das gemeinschaftli-
che Zusammenleben unterstützen und fördern. Dem-
gegenüber wurde jedoch auch deutlich, dass eine 
Einbindung in einen weiteren Quartierskontext mit 
Verweis auf die Förderung der eigenen Mieterschaft 
oft ausblieb. Somit stützen die Ergebnisse auch bis-
herige Einschätzungen, welche den Genossenschaf-
ten eine Innenfokussierung bescheinigen und ihnen 
ein umfassenderes Engagement im Quartierskontext 
ganz absprechen. Auch die dargelegten Problemati-
ken hinsichtlich einer ausbleibenden Verpflichtung 
bezüglich der Interessen der breiteren Allgemeinheit 
sowie der Abgrenzung des eigenen Wohnungsbestan-
des gegenüber dem größeren Quartierskontext konn-
ten in diesem Zusammenhang bestätigt werden. Folg-
lich sind ausgehend von den hier präsentierten 
Ergebnissen Annahmen zurückzuweisen, welche Ge-
nossenschaften pauschal als wichtige Partner der 
Kommunen für die Stadt- und Quartiersentwicklung 
beurteilen: Da sich für Genossenschaften mit unter-
schiedlich großen Beständen in unterschiedlichen 
Quartieren ein unterschiedliches Engagement über 
die eigenen Bestände hinaus und somit unterschied-
liche Mehrwerte für die Quartiere ergeben, müssen 
solch generalisierende Bewertungen zukünftig einer 
differenzierten Analyse genossenschaftlichen Han-
delns weichen.

6	 Fazit und Ausblick

Die vorgelegten Ergebnisse verdeutlichen, dass Woh-
nungsgenossenschaften als soziale Wohnungseigen-
tümer zwar nicht grundlegend einer Neubewertung 
bedürfen, es in der wissenschaftlichen Diskussion 
jedoch zukünftig ein wesentlich höheres Maß an Dif-
ferenziertheit in der Analyse ihres Handels bedarf. 
Dem sozialen Anspruch der Wohnungsgenossen-
schaften hinsichtlich der Förderung ihrer eigenen 
Mieterschaft steht eine insgesamt zurückhaltende Be-
teiligung an Entwicklungsprozessen jenseits der eige-
nen Bestände gegenüber und das Quartier als Hand-
lungsraum spielt in genossenschaftlichen Überle- 
gungen eher noch eine untergeordnete Rolle. 

Zudem sind die Befunde, insbesondere im Zusam-
menhang mit Erkenntnissen hinsichtlich des Engage-
ments anderer Wohnungseigentümer im Quar-
tierskontext (vgl. Kitzmann 2017, S. 221 ff. u. ders. 
2019, S. 9 ff.) ein deutliches Indiz dafür, dass Woh-
nungseigentümer trotz der zentralen Bedeutung, die 
ihnen im Quartier als relevanter Akteur beigemessen 
wird, selbiges noch immer zu stark vor dem Hinter-
grund ihrer eigenen Bestände bewerten und noch zu 
wenig über selbige hinausdenken. Das Quartier als 
Handlungsraum jenseits des eigenen Wohnungsbe-
standes ist nur dann bedeutsam, wenn Entwicklun-

gen ein Eingreifen erfordern, um die Realisierung von 
Unternehmenszielen zu unterstützen bzw. um diese 
nicht zu gefährden. Diese eher opportunistische Er-
bringung von Quartiersaktivitäten lässt eine Bewer-
tung von Wohnungseigentümern als verlässliche 
Partner einer zukünftigen Quartiersentwicklung 
nicht zu. Wohnungsgenossenschaften stellen hier 
insgesamt keine Ausnahme dar. Jedoch zeigte die Un-
tersuchung auch, dass die starke Innenfokussierung 
der Genossenschaften vereinzelt – wenn auch eher 
zögerlich – um einen umfassenden Blick ins Quartier 
hinein erweitert wurde: „[…] Also, wir haben die 
[GS#2] ganz am Anfang […] mal kontaktiert und da 
war die Ansage: ‚Ja, wir begleiten das interessiert […], 
was ihr hier so macht als QM. Für unsere Bestände 
brauchen wir das nicht.‘ […] Fünf Jahre später scheint 
sich das auch ein bisschen geändert zu haben. Also, 
dass sie sagen: ‚Es ist doch auch wichtig sich irgend-
wie so im etwas weiteren Umfeld um unsere Bestände 
zu kümmern und nicht nur so den Tunnelblick zu ha-
ben. Deswegen engagieren wir uns jetzt.‘ Und das Glei-
che gilt auch für die GS#17“ (Exp#9). Hier können wei-
terführende Untersuchungen, welche sich mit 
genossenschaftlichen Aktivitäten in einem weiteren 
Quartierskontext – auch in anderen räumlichen Kon-
texten – befassen, zeigen, ob sich Wohnungsgenos-
senschaften zukünftig vermehrt dem Handlungsraum 
Quartier öffnen oder ob sich eine zunehmende Au-
ßenorientierung lediglich auf Einzelfälle beschränkt. 
Dabei wären unternehmensinterne Begründungszu-
sammenhänge, welche über die hier identifizierten 
Faktoren hinausgehen, herauszuarbeiten, um den 
Wissensstand über die Einbindung der Wohnungsge-
nossenschaften ins Quartier zu erweitern.� n 



4	 Kundengruppen und Innovationen  Wohnungsgenossenschaften als sozialer Akteur im Quartier!?� ZIWP 1 / 201942

development of neighborhoods. Thus, a more intense debate 
on various housing owners is essential. The paper at hand 
analyzes the role of housing cooperatives in Berlin’s 
neighborhoods and calls for a questioning of flat assumptions 
and a more nuanced assessment of cooperative’s role in a 
broader neighborhood context.
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EBZ Business School – Intern

Neuer Professor an der EBZ Business 
School  

Prof. Dr. Torsten Bölting wurde als Professor für 
Sozialwissenschaften, insbesondere Wohn- und 
Raumsoziologie an die EBZ Business School be-
rufen. Die Immobilienhochschule heißt den Ex-
perten im Professorenteam willkommen. 

Prof. Dr. habil. Schaefer und Prof. Dr. Bölting 
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Nach einem Studium der Raumplanung an der TU 
Dortmund war Prof. Dr. Torsten Bölting in verschie-
denen Führungsfunktionen tätig. Von 2007 bis 2018 
baute der 39-Jährige die Geschäftsstelle der Koopera-
tion kommunaler Wohnungsunternehmen im Ruhr-
gebiet (WIR – Wohnen im Revier) auf und leitete die-
se. Seit 2007 ist Torsten Bölting bei der InWIS 
Forschung & Beratung GmbH tätig und seit 2013 in 
der Geschäftsführung des Instituts. Als Stadtplaner 
war und ist er dort u. a. für die Themenfelder „Markt, 
Standort, Quartier“, „Demografie und Wohnen“ so-
wie „Kommunale Prozesse und Projekte“ zuständig. 
Dabei legt Torsten Bölting großen Wert auf die An-
wendung quantitativer, aber auch qualitativer Me-
thoden der empirischen Sozialforschung. Er ist über-
zeugt: „Erkenntnisse ziehen wir heute vor allem aus 
Mixed-Methods-Studien. Wenn es uns gelingt, Infor-
mationen unterschiedlicher Quellen miteinander zu 
verknüpfen, können wir besser verstehen, wie Men-
schen sich das Wohnen der Zukunft vorstellen.“ Das 
wiederum sei essenziell für die Weiterentwicklung 
von Städten und Quartieren. Zudem leitet Torsten 
Bölting seit 2012 das „Landesbüro altengerechte 
Quartiere.NRW“ im Auftrag der Landesregierung 
NRW. 

Prof. Dr. Torsten Bölting hat zum Wintersemester 
2018/2019 in den Bachelor- und Masterstudiengän-
gen die sozialwissenschaftliche Perspektive über-

Herzlich Willkommen an der Hoch-
schule für Immobilienwirtschaft!  
Studienstart Sommersemester 2019   

Rund 35 Studienanfängerinnen und Studienan-
fänger starteten am 15. April 2019 an der EBZ  
Business School. Prof. Dr. habil. Sigrid Schaefer, 
Rektorin der Immobilienhochschule, Prof. Dr. 
Tobias Keller, Studiengangsleiter des M.A. Real 
Estate Management, sowie das Team der EBZ  
Business School nahmen die Bachelor- und Mas-
ter-Erstsemester mit einem bunten Programm in 
Empfang. 

Nach der offiziellen Begrüßung erhielten die neuen 
Bachelor- und Masterstudierenden zunächst eine 
kurze Einführung in die Einrichtungen der Hoch-
schule, wie das  Prüfungsamt oder die Studienbera-
tung, welche für die Studierenden wichtige Anlauf-
stellen darstellen. Informationen zur begleitenden 
Lernplattform „Moodle“, über die den Studierenden 
Informationen zu Abschlussarbeiten und Vorle-
sungsmaterialien bereitgestellt werden, folgten im 

nommen. Während der Studiengangskonferenz am  
6. Mai 2019 wurde ihm die Urkunde zur Führung der 
Professorenbezeichnung überreicht. Aus der Kombi-
nation der Professur mit den fortgesetzten Praxistä-
tigkeiten ergeben sich viele Potenziale. „Forschungs-
felder bieten sich reichlich. Aktuelle Diskussionen 
zeigen, dass ‚Wohnen und Stadtentwicklung‘ bedeu-
tende Felder aktueller gesellschaftlicher Entwicklun-
gen sind“, so Torsten Bölting. „Wir freuen uns, dass 
wir mit Prof. Dr. Bölting einen praxisnahen und fach-
kundigen Wissenschaftler für die EBZ Business School 
gewinnen konnten“, so Prof. Dr. habil. Sigrid Schae-
fer, Rektorin der Immobilienhochschule.� n
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Anschluss. Eine Wissens-Rallye über den Campus so-
wie der Austausch in Kleingruppen im Zuge eines 
„World Cafés“ lockerten das Programm auf. 

Nach einem gemeinsamen Fototermin hatten die 
Erstsemester Gelegenheit, beim Get-Together künfti-
ge Kommilitoninnen und Kommilitonen näher ken-
nenzulernen und mit ihnen gemeinsam den Stu-
dienstart zu feiern. 

Die EBZ Business School freut sich auf eine spannen-
de Zeit mit den angehenden Immobilienprofis und 
wünscht jedem Bachelor- und Masterstudierenden 
einen guten und erfolgreichen Start an der Immobi- 
lienhochschule. � n

Das Projekt EE-Office der EBZ Business 
School und des Wuppertal Instituts 
wurde ausgezeichnet.   

Bochum – KlimaExpo.NRW und Landesregie-
rung NRW würdigen Engagement im Klima-
schutz als einen Schritt in eine klimafreundliche 
Zukunft. 

Als ein beispielgebendes Engagement im Klima-
schutz wurde das zweieinhalbjährige Projekt „EE-Of-
fice“ ausgezeichnet, welches am Land- und Amtsge-
richt Bonn durchgeführt wurde. 

Das Projekt hat das Ziel, den Energieverbrauch in  
Bürogebäuden nachhaltig zu senken. Im Fokus ste-
hen dabei niedriginvestive Maßnahmen und vor al-
lem das Nutzerverhalten. Wie lassen sich Nutzer zum 
energiesparenden Verhalten motivieren und wie 
kann man diese dabei durch Feedback-Systeme un-
terstützen?

Am Land- und Arbeitsgericht (LuAG) in Bonn nah-
men 91 Mitarbeiter*innen aus 67 Büros am Projekt 
EE-Office teil. Hierbei wurde das Raumklima wäh-
rend und außerhalb der Arbeit aufgezeichnet und 
mögliche Einsparpotenziale durch Änderung der 
Verhaltensroutinen ermittelt. Dabei zeigten sich Po-
tenziale sowohl im persönlichen Verhalten der Mitar-
beiter als auch in der Betriebsführung des umfang-
reichen Gebäudekomplexes. So können Mitarbeiter 
den Energieverbrauch wesentlich durch die Fenster-
lüftung beeinflussen, wobei die Betriebsführung 
durch die bedarfsgerechte Bereitstellung von Raum-
wärme optimiert wird. Zu langes Lüften durch Mitar-
beiter führt zu vermeidbaren Energieverlusten. Nicht 
ausreichendes Lüften hingegen zu Einsparungen, 
aber auch zu einem der persönlichen Leistungsfähig-

keit nicht zuträglichem Raumklima. Ohne ein Feed-
back lässt sich ein Optimum hier nicht erreichen. Als 
Hommage an die Geschichte des Bergbaus, bei der 
Bergleute im 19. Jahrhundert mit dem Verhalten von 
Kanarienvögeln die Luftqualität unter Tage beurteil-
ten, erhielten Nutzer im LuAG ebenfalls einen per-
sönlichen Assistenten in Form eines Vogels. Im Ver-
gleich zum Bergbau früherer Tage ist dieser ein 
elektronisches Hightech-Gerät. Er misst Temperatur, 
Feuchte, CO2-Gehalt der Raumluft und gibt dem Nut-
zer über optische und akustische Signale Hinweise, 
ob und wie lange gelüftet werden muss. Spielerisch 
wird so ein Anreiz geschaffen, sich energieeffizienter 
zu verhalten und die Raumluftqualität wahrzuneh-
men. Um den Erfolg zu bewerten und auch Optimie-
rungspotenziale hinsichtlich der Betriebsführung 
der Gebäude zu gewinnen, werden die Daten per 
WLAN und LTE zur EBZ Business School übertragen 
und dort ausgewertet. So lassen sich Einsparungen 
von bis zu 20 % erzielen. 

„Die aktuellen Konzepte der Gebäudeautomation ha-
ben die Potenziale einer nutzerzentrierten Betriebs-
führung nicht oder nur unzureichend erkannt und um-
gesetzt. Ohne einen intensiven Dialog mit den 
Gebäudenutzern ist das Wechsel- und Zusammenspiel 
zwischen Anlagentechnik, Gebäudemanagement und 
Nutzerverhalten nicht im Sinne einer hohen Energieef-
fizienz zu organisieren“, erläutert Prof. Dr. Viktor  
Grinewitschus von der EBZ Business School. „Wir  
haben uns die Frage gestellt, wie wir Nutzer*innen 
spielerisch und innovativ animieren können, einen 
Beitrag für die Energieeffizienz zu leisten“, so Grine-
witschus weiter. Ergebnis ist „Piaf“ der Klimaspatz, 
welcher von der Designerin Dr. Christina Zimmer aus 
Düsseldorf entworfen und von der EBZ Business 
School mit Elektronik ausgestattet wurde. Darüber 
hinaus wurden im Projekt in Kooperation mit dem 
Wuppertal Institut und dem Designbüro Handt & 
Wolber aus Köln viele weitere Maßnahmen entwi-
ckelt, die geeignet sind, die Betriebsführung auf Nut-
zerebene nachhaltig sowie klimaschutzorientiert  
positiv zu beeinflussen.

Prof. Dr.-Ing. Viktor Grinewitschus (Mitte) mit seinem Team 
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„Das dies ein so erfolgreiches Modell sein würde, 
konnten wir zu Beginn nur erahnen. Es freut uns na-
türlich, dass unsere Bemühungen gewürdigt wurden 
von der KlimaExpo.NRW und der Landesregierung 
NRW. Das ist für uns Ansporn, hier weiter zu machen. 
Auch weil die Potentiale für den gesamten Markt er-
heblich sind, denn in Deutschland gibt es über 
300.000 Bürogebäude, die verantwortlich sind für ca. 
10 Prozent der CO2-Emissionen des Gebäudebestands. 
Die bisherigen Ergebnisse im Projekt machen deut-
lich, dass mit einem solch interdisziplinären Ansatz 
die vorhandenen Effizienzpotenziale im Sinne eines 
wirksamen Klimaschutzes auch unter wirtschaftli-
chen Rahmenbedingungen gehoben werden können. 
Das Team der EBZ Business School, die Kollegen*in-
nen vom Wuppertal Institut rund um Dr. Carolin Bae-
deker und die beteiligten Designer wollen das Kon-
zept nun gemeinsam mit Unterstützung des Landes 
NRW in einer größeren Anzahl von Gebäuden er- 
proben und optimieren“, so Grinewitschus abschlie-
ßend. � n

2. Bochumer Quartierskongress 
„ZukunftsQuartiere – Zwischen  
Revitalisierung und Neubau“  

Wie lässt sich die dringend notwendige Stär-
kung des Wohnungsbaus in den Kontext der 
Quartiersentwicklung stellen? Wie lassen sich 
lebenswerte neue Quartiere schaffen? Wie lässt 
sich die Revitalisierung von Bestandsquartieren 
erfolgreich realisieren? Welche Netzwerke –  
digital und analog – können die Quartiersent-
wicklung unterstützen?  

Mit diesen zentralen Fragen beschäftigten sich die 
über 300 Teilnehmer des 2. Bochumer Quartierskon-
gresses „ZukunftsQuartiere – Zwischen Revitalisie-
rung und Neubau“ am 14. Februar 2019 in den Räum-

lichkeiten des EBZ. Der Kongress wurde organisiert 
durch die InWIS Forschung & Beratung GmbH, EBZ 
Business School, Ruhr-Universität Bochum, RWTH 
Aachen und TU Dortmund. Unterstützt wurde die 
Veranstaltung durch die NRW.BANK, Emscher Ge-
nossenschaft, Montag Stiftung Urbane Räume, Busi-
ness Metropole Ruhr, die Vereine Wohnen in Genos-
senschaften e. V. und WIR – Wohnen im Revier e. V. 
sowie den VdW Rheinland-Westfalen.

Anknüpfungspunkte an den 1. Bochumer 
Quartierskongress

Wie bereits bei dem erfolgreichen 1. Bochumer Quar-
tierskongress „Das Quartier als Zauberformel für die 
Lösung gesellschaftlicher Probleme? Status Quo und 
Perspektive“ im Winter 2017 bestand das Ziel auch 
bei der diesjährigen Veranstaltung darin, die Hand-
lungsebene Quartier aus einer integrierten, ressor-
tübergreifenden Perspektive zu erfassen sowie inter- 
und transdisziplinäre Diskussionsprozesse anzu- 
stoßen. Dies spiegelte sich auch im Referenten- und 
Teilnehmerkreis wieder, der sich aus Akteuren ver-
schiedenster Disziplinen aus Wissenschaft, Praxis, 
Verwaltung und Politik zusammensetzte. 

Nach der Eröffnung des Kongresses durch den Bo-
chumer Oberbürgermeister Thomas Eiskirch und das 
Veranstalterteam widmete sich Key Note-Sprecher 
Dr. Jan Heinisch, Staatssekretär im Ministerium für 
Heimat, Kommunales, Bau und Gleichstellung des 
Landes Nordrhein-Westfalen, dem Thema Lebens-
qualität und Wohnen. Er betonte die Bedeutung bun-
ter, durchmischter Städte und stellte neue Ansätze 
der Wohnraumförderung des Landes vor.

Erfolgreiche Quartiersentwicklungen –  
Best Pratice

Im folgenden Kongressprogramm wurden die vielfäl-
tigen Facetten der Wohn- und Lebensqualität im 
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Quartier weiter beleuchtet. Der hohe Wohnraumbe-
darf lässt sich vielerorts nicht mehr nur durch Be-
standsentwicklung und Neubau im Bestand decken, 
sondern bedarf auch des Neubaus ganzer Quartiere 
und Stadtteile. Vorträge zur Seestadt Aspern in Wien, 
zum Stadtteil Hafner in Konstanz, zu Essen 51 oder 
Freiburg-Dietenbach verdeutlichten exemplarisch 
die Bedeutung funktionaler und sozialer Mischung 
sowie der Gestaltung des öffentlichen Raums in der 
Planung und Realisierung neuer Quartiere. Im Kon-
text der Revitalisierung von Bestandsquartieren wur-
den u. a. Beispiele für eine gemeinwohlorientierte 
Quartiersentwicklung aus Wuppertal und Bochum 
präsentiert, Ansätze des behutsamen, quartiersori-
entierten Stadtumbaus aus Bonn vorgestellt sowie 
Vor- und Nachteile verschiedener Varianten des er-
gänzenden Neubaus in Bestandsquartieren erörtert. 

In den Dialog mit Bürgerinnen und Bürgern 
treten

Intensiv diskutiert wurden die komplexen Herausfor-
derungen, mit denen sich Kommunen und Woh-
nungswirtschaft bei der Revitalisierung bestehender 
und beim Bau neuer Quartiere konfrontiert sehen. Im 
Fokus standen die Fragen, wie sich Akzeptanz bei 
den Bürgerinnen und Bürgern schaffen, Dialoge in 
dem und über das Quartier anstoßen und verstetigen 
sowie das Engagement der Bewohnerschaft aktivie-
ren lassen. Insbesondere im Hinblick auf die beiden 
letztgenannten Fragen setzten sich die Kongressteil-
nehmerinnen und -teilnehmer auch mit den Potenzi-
alen digitaler Technologien auseinander. Die Vorträ-
ge beschäftigten sich u. a. mit den Möglichkeiten, 
älteren Menschen einen längeren Verbleib in ihrem 
Wohnumfeld zu ermöglichen, die digitale Teilhabe 
internetferner Bevölkerungsgruppen zu fördern so-
wie spätere Nutzerinnen und Nutzer in die Entwick-
lung digitaler Angebote einzubinden. Auch mögliche 
Geschäftsmodelle und Organisationsstrukturen für 
digitale Angebote und Aktivitäten wurden themati-
siert. 

In der abschließenden Podiumsdiskussion debattier-
ten Michael Groschek (Deutscher Verband für Woh-
nungswesen, Städtebau und Raumordnung), Hilmar 
von Lojewski (Deutscher Städtetag), Alexander Rych-
ter (VdW Rheinland-Westfalen) und Rasmus C. Beck 
(Business Metropole Ruhr) gemeinsam mit Modera-
tor Michael von der Mühlen. Sie beschäftigten sich 
damit, was fortschrittliches Planen und Bauen be-
deutet, was – angesichts des Jubiläums 100 Jahre 
Bauhaus – aus der Bauhaus-Rezeption für die Quar-
tiersentwicklung gelernt werden kann und wie mit 
der Problematik umgegangen werden kann, dass es 
in der Bevölkerung zunehmende Widerstände gegen 
den Wohnungsbau gibt.
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Neue Impulse für die Praxis

Insgesamt hat der Quartierskongress mit den zahlrei-
chen präsentierten Beispielen für eine gelungene 
Quartiersentwicklung wertvolle Impulse für die Pra-
xis gegeben, aber auch die Bedeutung der Quar-
tiersforschung deutlich gemacht. Letztere kann Pra-
xis und Verwaltung unterstützen mit methodisch 
fundierten Analysen, sie kann mit Lösungsansätzen 
experimentieren, Umsetzungsprozesse begleiten, 
Wirkungen systematisch evaluieren, moderierend 
fungieren und faktenbasierte Entscheidung unter-
stützen. Gleichzeitig ist es Aufgabe der Quartiersfor-
schung, auch Themen mit perspektivischer Relevanz 
aufzugreifen, welche aktuell noch nicht oder nicht 
mehr im Fokus von Politik und Praxis stehen. Exem-
plarisch hierfür stehen Schrumpfungsprozesse, die 
angesichts der aktuellen Wachstumsdebatte in den 
Hintergrund geraten, aber dennoch nach wie vor in 
einigen Regionen Deutschlands Realität sind und 
sich in absehbarer Zukunft auch wieder räumlich 
ausdehnen und verstärken dürften. 

Weitere Informationen zum Quartierskongress sind 
zu finden unter https://www.inwis.de/quartiers- 
kongress-2019/
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Wohnungsbedarf und aktuelle Trends 
im Wohnungsneubau  

Thomas Ottl, stellvertretender Leiter Mieterzen-
trum, GEWOFAG Wohnen GmbH, gibt uns einen 
Einblick in seine Ökonomarbeit (Immobilien- 
ÖkonomIn, GdW).

Der Immobilienmarkt kann aufgrund der langen Pla-
nungs- und Realisierungsphase beim Neubau von 
Immobilien auf Veränderungen nur mit großer Verzö-
gerung reagieren. Gerade deshalb ist es erforderlich, 
die Rahmenbedingungen und deren Auswirkungen 
auf den Bedarf zu kennen, um eine bedarfsgerechte 
Entwicklung des Wohnungsneubaus zu erreichen. 
Der künftige Wohnungsbedarf in Deutschland wird 
von mehreren Rahmenbedingungen beeinflusst. Ein 
wichtiger Faktor ist dabei die demographische Ent-
wicklung. Die Bevölkerungszahl ist leicht rückläufig, 
dennoch nehmen die Haushaltszahlen derzeit noch 
zu. Dies wird durch die Altersstrukturverschiebung 
und den gesellschaftlichen Wandel bedingt, durch 
den vermehrt kleinere Haushalte entstehen. Der 
Wohnflächenkonsum pro Einwohner steigt auch 
durch die gute Beschäftigungs- und Vermögenslage 

RICS lobt EBZ Business School –  
University of Applied Sciences  

Zu Beginn des Jahres gab es im Rahmen der Be-
gehung der RICS Royal Institution of Chartered 
Surveyors großes Lob für die Hochschule der Im-
mobilienwirtschaft. Vom 10. bis 12. Januar waren 
die External Examiniers der RICS zu Besuch. 
Prof. Dr. habil. Sigrid Schaefer, Rektorin der EBZ 
Business School, und Diana Ewert, Kanzlerin 
und Geschäftsführerin der EBZ Business School, 
haben Prof. Dr. Hansjörg Bach, FRICS, sowie 
Juan Carlos Pulido, MRICS willkommen gehei-
ßen.

Sie prüften die Qualität der Lehre und den Inhalt der 
akkreditierten Studiengänge. In Zwischen- und Ab-
schlussgesprächen wurde die Arbeit aller Institutio-
nen der Hochschule, darunter die des Prüfungsam-
tes, des Qualitätsmanagements sowie der Stu- 

dienorganisation wertgeschätzt. Außerdem tausch-
ten sich die Anwesenden auch über die nächsten 
Schritte der Internationalisierungsstrategie der EBZ 
Business School aus. „Ich freue mich über das positi-
ve Ergebnisse und bedanke mich bei dem gesamten 
Team der EBZ Business School für das wiederholt 
großartige Engagement“, so Prof. Dr. habil. Sigrid 
Schaefer. 

Die durch die RICS akkreditierten Studiengänge an 
der EBZ Business School werden einmal jährlich von 
External Examiniers begutachtet.� n

Prof. Dr. Hansjörg Bach, FRICS, Diana Ewert, Kanzlerin und Geschäftsführerin 
der EBZ Business School, Dr. habil. Sigrid Schaefer, Rektorin der EBZ Business 
School und Juan Carlos Pulido, MRICS 
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Einblicke in die Quartiersforschung an InWIS und 
EBZ Business School gibt der 2018 publizierte Sam-
melband „Quartiersforschung im Fokus der Woh-
nungswirtschaft“. Informationen hierzu sind zu fin-
den unter https://www.inwis.de/forschung/quar- 
tiersforschung/. 

Verfasserin: Dr. Heike Schröder, InWIS GmbH� n

Immobilien Manager Award in der 
Kategorie „Student des Jahres“ ver-
liehen  

Am 21.02.2019 war es wieder soweit, die Verlei-
hung des Immobilien Manager Awards. Wie be-
reits in den letzten zwei Jahren, war die EBZ  
Business School auch in diesem Jahr wieder in 
der Kategorie „Student des Jahres“ nominiert. 

Christian Weiser, geschäftsführender Gesellschafter 
der Weiser Immobilien GmbH & Co. KG und Absol-
vent der EBZ Business School hat uns dabei tatkräftig 
vertreten. 

Obwohl die EBZ Business School fleißig die Daumen 
gedrückt hat, hat es für Christian Weiser leider nicht 
gereicht. Dennoch sind wir stolz, einen so engagier-
ten und sympathischen jungen Menschen ins Ren-
nen geschickt zu haben und wünschen Christian 
Weiser für den weiteren Zukunftsweg viel Erfolg.� n



ZIWP 1 / 2019	 EBZ Business School  Intern� 1551

in Deutschland, wenn auch die Einkommens- und 
Vermögensverteilung sehr unterschiedlich ist.  

Um den Wohnungsbedarf bestimmen zu können, 
müssen zusätzlich der Ersatzbedarf für die Woh-
nungsabgänge sowie die Leerstandsquoten berück-
sichtigt werden. Der aktuelle jährliche Neubaubedarf 
in Deutschland kann auf etwa 374.000 Wohnungen 
geschätzt werden. Die Zahl der Fertigstellungen liegt 
derzeit mit etwa 285.000 noch deutlich darunter. Da-
mit geht ein Miet- und Preisanstieg für Wohnungen 
einher. Für ca. 40 Prozent der Haushalte in Deutsch-
land liegt die Mietbelastungsquote über der empfoh-
lenen Obergrenze von 30 Prozent. 

Allerdings entwickeln sich die Rahmenbedingungen 
und somit auch der Neubaubedarf auf den regiona-
len Wohnungsmärkten stark unterschiedlich. In den 
Städten führt die seit einigen Jahren anhaltende Zu-
wanderung aus In- und Ausland zu einer andauern-
den Neubaunachfrage. Ländliche und struktur-
schwache Regionen dagegen haben mit Abwanderung 
zu kämpfen. Hier führt die dennoch vorhandene 
Neubaunachfrage zu vermehrten Leerständen. 

Die negativen Entwicklungen in den Städten können 
durch innovative Ansätze im Wohnungsneubau ge-
dämpft werden. Aus den Herausforderungen für den 
Wohnungsneubau haben sich verschiedene Trends 
entwickelt, die die Schaffung von neuen und bezahl-
baren Wohnungen fördern und die Quartiere aufwer-
ten und stabilisieren sollen. Die Trends im Woh-
nungsbau können den negativen Auswirkungen des 
Bevölkerungsanstiegs in den Ballungszentren entge-
genwirken. Die Nachverdichtung sowie die Revitali-
sierung von Brachflächen bergen dabei die größten 
Chancen für die Schaffung innerstädtischen Wohn-
raums. Um dort Flächen für den Neubau zu erken-
nen, müssen die Flächenpotenziale erfasst und ana-
lysiert werden. Die derzeit bestehenden gesetzlichen 
Hemmnisse in Bezug auf Immissionsschutz, Ab-
standsflächen und Höhenbegrenzungen müssten ab-
gebaut werden, um diese Potenziale besser aus-
schöpfen zu können. Auch die Akzeptanz von 
Nachverdichtung in der Nachbarschaft spielt eine 
nicht zu unterschätzende Rolle. 

Neben dem Ziel einer nachhaltigen Stadtentwicklung 
durch eine Reduzierung des Flächenverbrauchs und 
der Wiederbelebung bestehender Stadtquartiere 
kommt der Umnutzung und Revitalisierung in Städ-
ten mit stark angespanntem Wohnungsmarkt im 
Zuge der Verknappung der innerstädtischen Grund-
stücke eine Schlüsselrolle in der Schaffung von neu-
em Wohnraum zu.  Die höhere Dichte bezüglich Be-
völkerung und Bebauung in den Städten bringt auch 
große Herausforderungen mit sich. Daher sind Kon-

zepte gefragt, die diese Nebenwirkungen möglichst 
wirksam reduzieren können. 

Serielles und modulares Bauen ermöglicht bereits 
jetzt deutlich schnellere Realisierungen von Baupro-
jekten und bietet so die Möglichkeit, in angespann-
ten Wohnungsmärkten kurzfristig Wohnraum zu 
schaffen. Auch kann durch die Flexibilität der Modu-
le auf künftige Veränderungen des Wohnungsbedarfs 
reagiert werden. Allerdings wird diese Bauweise 
noch nicht in großer Zahl genutzt. Dies liegt unter 
anderem daran, dass die Preise noch ähnlich denen 
bei konventioneller Bauweise sind. Hier liegen noch 
große Potenziale, um die Baukosten zu senken und 
so Anreize für mehr Wohnraum zu schaffen sowie 
günstigere Miet- und Kaufpreise zu ermöglichen. 
Durch Skaleneffekte, Prozessoptimierungen und 
Standardisierung können die Angebotskosten redu-
ziert werden. Für die Vergleichbarkeit der Kosten mit 
konventioneller Bauweise muss allerdings der ge-
samte Lebenszyklus betrachtet werden. 

Für die Städte und Ballungsräume bergen die Trends 
insgesamt große Möglichkeiten, da sie viele Vorteile 
für die Schaffung neuen und bezahlbaren Wohn-
raums bieten. Dennoch wird auch mithilfe dieser 
Trends der Wohnungsbedarf in den nächsten Jahren 
nicht gedeckt werden können. Allerdings können die 
negativen Entwicklungen abgeschwächt werden. 

Allen Trends gemein ist der Faktor, dass der Abbau  
gesetzlicher Hemmnisse noch mehr Potenziale schaf-
fen könnte. Bei der Reduzierung der gesetzlichen 
Standards kann es allerdings zu Zielkonflikten bezüg-
lich der Nachhaltigkeit kommen. Die Politik befindet 
sich hier also in einem Spannungsfeld. Allerdings 
sind bereits Zugeständnisse in Bezug auf Vorschriften 
im Lärmschutz erkennbar, was ein dichteres Bebauen 
ermöglichen wird. Eine Reduzierung bezüglich Ener-
gieeinsparung ist aufgrund der Klimaziele der Bun-
desregierung ebenso unwahrscheinlich wie bei si-
cherheitsrelevanten Themen, z. B. Brandschutz. 

Eine Kombination aus der Ankurbelung des Woh-
nungsbaus in den nächsten Jahren sowie der Inten-
sivierung des Neubaus preisgebundener Wohnun-
gen durch die Kommunen wäre wohl am effektivsten, 
um den wahrscheinlichen Miet- und Preisanstieg in 
den Ballungsräumen der nächsten Jahre abzuschwä- 
chen. 

Prof. Dr. Günter Vornholz, Professur für Immobili-
enökonomie an der EBZ Business School, in der Be-
wertung der Arbeit: „Herr Ottl hat ein aktuelles The-
ma aufgegriffen und in einen weiten wissenschaftlichen 
Rahmen gestellt. Sehr hervorzuheben ist sein eigen-
ständiger kritischer Ansatz.“� n




